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Vorwort

Ökonomische Krisen und Migrationsströme, Di-

gitalisierung, Klimawandel und zuletzt die CO-

VID19-Pandemie stellen nicht nur Politik, Wirt-

schaft und Gesellschaft vor große Herausforde-

rungen, sondern setzen auch Akteur*innen der 

Arbeitswelt unter erheblichen Handlungsdruck 

und lassen nachhaltige Veränderungen von be-

trieblichen Arbeitsformen und Zusammenarbeit 

erwarten. Während die Ausgestaltung dieser Ver-

änderungsprozesse aus wirtschaftspolitischer und 

betriebswirtschaftlicher Sicht sich vornehmlich 

an Zielen wie Produktivitätssteigerung und Wett-

bewerbsfähigkeit, und teilweise auch der Exis-

tenzsicherung, orientiert, wurde der Perspektive 

der Arbeitnehmer*innen von der Forschung in 

den letzten Jahrzehnten vergleichsweise wenig 

Aufmerksamkeit geschenkt.  

Zielsetzung unserer Konferenz „Digitalisierung, 

Umbruch und sozialer Zusammenhalt“ war es, 

Arbeitnehmer*innen als relevante, wenn nicht 

zentrale Akteur*innen der anstehenden Verände-

rungsprozesse in den Mittelpunkt zu rücken und 

sowohl den Austausch von Arbeitsforscher*innen 

in Baden-Württemberg wie auch von Wissen-

schaft und Praxis zu fördern. Der erste Teil der 

Konferenz widmet sich zunächst der Selbstver-

ständigung darüber, was unter arbeitnehmer*in-

nen-orientierter Forschung zu verstehen ist und 

was sie leisten kann. Im Eröffnungsbeitrag stellt 

Werner Schmidt (F.A.T.K., Tübingen) das Netz-

werk Arbeitsforschung Baden-Württemberg vor, 

das sich 2019 aus den Instituten INPUT Consul-

ting, IMU Institut und Fraunhofer IAO aus Stutt-

gart, dem Forschungsinstitut für Arbeit, Technik 

und Kultur (F.A.T.K.) aus Tübingen und dem 

Institut für Technikfolgenabschätzung und Sys-

temanalyse (ITAS) am KIT Karlsruhe sowie ein-

zelnen Lehrstuhlinhaber*innen und Mitarbei-

ter*innen der Universitäten Hohenheim und Tü-

bingen sowie der Hochschule Furtwangen mit der 

Zielsetzung gegründet hat, um arbeitnehmer*in-

nen-orientierte Arbeitsforschung in Baden-Würt-

temberg zu stärken. Schmidt fordert, Arbeitneh-

mer*innen nicht nur als Gegenstand von Manage-

menthandeln, sondern als eigenständige Akteure 

zu betrachten und deren Interessen und Anliegen 

selbst zum Forschungsgegenstand zu machen.  

Daran schließen sich Überlegungen von Stephan 

Voswinkel (Institut für Sozialforschung, Frank-

furt) zum Konzept einer „emanzipativen Arbeits-

forschung“ an, die „Arbeit humaner machen will, 

die Selbstbestimmungs- und Partizipationsmög-

lichkeiten und ihre Hindernisse erkunden will, die 

nach den Bedürfnissen und Ansprüchen der Ar-

beitenden fragt und diese als Menschen, nicht nur 

als Arbeitskräfte betrachtet“ (S. 10). Voswinkel 

plädiert für eine Unterscheidung zwischen objek-

tiven und subjektiven Arbeitnehmerinteressen, 

die es unter Berücksichtigung der zugrundelie-

genden Normen und Werte sowie der jeweiligen 

sozialen Lage der Arbeitnehmer*innen zu be-

trachten gelte und zeigt abschließend die Grenzen 

arbeitnehmerorientierter Forschung auf. 

Hans-Jürgen Bielings (Universität Tübingen) Bei-

trag setzt arbeitnehmer*innen-orientierte For-

schung in Relation zu anderen Formen der Ar-

beitsforschung und zeigt auf, welche gesell-

schaftspolitische Relevanz arbeitnehmer*innen-

orientierter Arbeitsforschung zukommen kann, im 

Hinblick auf Fragestellungen wie etwa nach der 

„Zwieschlächtigkeit“ der Erwerbsarbeit zwischen 

kapitalistischer Verwertungslogik einerseits und 

„Quelle der Selbstverwirklichung, Kooperation 

und Emanzipation“ (S. 21) andererseits, oder hin-

sichtlich des Einflusses von Arbeitsbedingungen 

auf die Qualität von Produkten und Dienstleistun-

gen, und damit letztlich auf die Qualität des all-

täglichen und gesellschaftlichen Lebens. 

Im zweiten Teil der Konferenz wurden in zwei Pa-

nels Ergebnisse aus Forschungsprojekten der ver-

schiedenen, am Netzwerk Arbeitsforschung Ba-

den-Württemberg beteiligten Institute und Lehr-

stühle vorgestellt. So beschäftigt sich ein Beitrag 
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von Werner Schmidt mit der Bedeutung „betrieb-

licher Sozialintegration“ von Beschäftigten unter-

schiedlicher Herkunft für die gesellschaftliche In-

tegration. Bezugnehmend auf die Konzepte 

„pragmatische Zusammenarbeit“ und „betriebli-

cher Universalismus“ wird der Frage nachgegan-

gen, inwiefern es für die betriebliche Sozialin-

tegration einen Unterschied macht, ob Beschäf-

tigte einen Hintergrund von Arbeits- oder Flucht-

migration haben.  

In ihrem Beitrag „Machtressourcen für Gute Ar-

beit im Digitalisierungsprozess“ weisen Martin 

Schwarz-Kocher und Yalcin Kutlu (IMU Institut, 

Stuttgart), basierend auf den Erkenntnissen einer 

„interventionsorientierten Fallstudie“ (Pflüger et 

al. 2017), auf ein Dilemma hin, mit welchem sich 

Beschäftigte im Zusammenhang mit Digitalisie-

rungsprojekte konfrontiert sehen, und zeigen 

Wege auf, wie Beteiligungskonzepte zu einem In-

teressenausgleich zwischen Management und Be-

schäftigten und einer (auch) arbeitnehmerorien-

tierten Ausgestaltung notwendiger Veränderun-

gen beitragen können. In ähnlicher Weise gehen 

Markus Hoppe und Ines Roth (Input Consulting, 

Stuttgart) der Frage nach, wie Arbeitnehmer*in-

nen als Akteur*innen des digitalen Transformati-

onsprozesses „empowert“ werden können. Mit ei-

ner methodologischen Antwort plädieren sie in ih-

rem Beitrag „Digitale Arbeit beschäftigtenorien-

tiert erforschen und gestalten. Partizipative An-

sätze aus der Forschungspraxis“ für einen auf Par-

tizipation basierenden Forschungsansatz, der be-

triebliche Realitäten aktiv durch „Sensibilisie-

rungsmaßnahmen bis hin zu konkreten Maßnah-

menvorschlägen auf der Grundlage von For-

schungsbefunden“ (S. 38) im Sinne einer men-

schenzentrierten Technikgestaltung zu beeinflus-

sen sucht und exemplifizieren dies anhand dreier 

anwendungsbezogener Forschungsprojekte ihres 

Instituts. 

Eine abschließende, von Werner Schmidt ver-

fasste Zusammenfassung der Veranstaltung, ins-

besondere auch der Podiumsdiskussion „Arbeit-

nehmer*innen-orientierte Forschung – Stand und 

Bedarf in Baden-Württemberg“ mit Andrea Lind-

lohr, MdL (Grüne, Landtag von Baden-Württem-

berg), Dr. Boris Weirauch MdL (SPD, Landtag 

von Baden-Württemberg), Catharina Clay (Lan-

desbezirksleiterin der IG BCE Baden-Württem-

berg) und Dr. Martin Schwarz-Kocher (IMU 

Stuttgart) für das Netzwerk Arbeitsforschung Ba-

den-Württemberg sowie Andrea Gregor (DGB, 

Moderation), findet sich am Ende dieses Heftes. 

Außer den Autor*innen der hier abgedruckten 

Beiträge, haben Martin Kuhlmann (SOFI Göttin-

gen), Caroline Ruiner (Universität Hohenheim), 

Linda Nierling (ITAS, KIT, Karlsruhe) sowie Ka-

rin Hamann und Gabriele Korge (Fraunhofer 

IAO, Stuttgart) mit spannenden Vorträgen maß-

geblich zum Gelingen der Konferenz beigetragen. 

Ihnen und allen Mitwirkenden sei an dieser Stelle 

herzlich gedankt.  

 

Laura Bremert und Andrea Müller 
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Werner Schmidt 

Eröffnung der Konferenz „Digitalisierung, Umbruch und sozialer Zusammen-

halt“ des Netzwerks Arbeitsforschung Baden-Württemberg 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-

nen und Kollegen, 

ich darf Sie und Euch alle recht herzlich zur Ta-

gung „Digitalisierung, Umbruch und sozialer Zu-

sammenhalt“ des Netzwerks Arbeitsforschung 

Baden-Württemberg begrüßen. Leider nur virtu-

ell, aber das gebietet die Vernunft. 

Das Netzwerk Arbeitsforschung besteht aus den 

Instituten INPUT Consulting, IMU Institut und 

Fraunhofer IAO aus Stuttgart, dem Forschungs-

institut für Arbeit, Technik und Kultur (F.A.T.K.) 

aus Tübingen und dem Institut für Technikfolgen-

abschätzung und Systemanalyse (ITAS) am KIT 

Karlsruhe sowie einzelnen Lehrstuhlinhaber*in-

nen und Mitarbeiter*innen von Universitäten.  

Der Grund für unsere Entscheidung, in Baden-

Württemberg ein Netzwerk arbeitnehmerorien-

tierte Arbeitsforschung aufzubauen, geht – zu-

nächst einmal ganz schlicht formuliert – darauf 

zurück, dass die Bedeutung von Arbeit für das Le-

ben der Menschen zugenommen hat. Zum einen 

lag – jedenfalls vor der Corona-Pandemie – die 

Erwerbstätigkeitsquote sowohl in ganz Deutsch-

land als auch in Baden-Württemberg so hoch wie 

nie zuvor. Sie lag trotz verlängerten Ausbildungs- 

und Rentenzeiten bei ca. 56%. Hinzu kommt, zum 

anderen, dass sich die Arbeitswelt im Umbruch 

befindet und viele Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer mit Sorge auf die kommenden Jahre bli-

cken, etwa, wenn sie an den ökologischen Struk-

turwandel denken, der weiter Fahrt aufnimmt. 

Große Verunsicherung und in der Folge Gefahren 

für den sozialen Zusammenhalt sind nicht zu 

übersehen. 

Doch Forschung, die sich mit den Arbeitserfah-

rungen, den Anliegen und Interessen von Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmern beschäftigt, 

führte in Baden-Württemberg in den letzten Jah-

ren ein Schattendasein. Selbstverständlich wird 

auch die Arbeitswelt erforscht, doch Arbeitneh-

mer*innen und deren Interessen sind dabei selten 

das eigentliche Erkenntnisinteresse. Obwohl auch 

Mitbestimmung und Partizipation gelegentlich 

ein Thema sind, werden auch diese oft nur aus ei-

ner Perspektive betrachtet, die sich für deren wirt-

schaftliche Nützlichkeit interessiert.  

Mitbestimmung, Beteiligung und gute Arbeitsge-

staltung sind jedoch nicht nur Mittel zum Zweck, 

etwa um die Arbeitsmotivation zu steigern oder 

um betriebliche Prozesse zu optimieren. Für Mit-

bestimmung gilt – genau wie für die Demokratie 

–, dass sie mehr ist als ein Mittel zur Steigerung 

von Produktivität und wirtschaftlicher Effizienz. 

Beteiligung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern an betrieblichen Entscheidungen dient 

dazu, dass deren Interessen berücksichtigt werden 

und dazu, die Fremdbestimmung bei der Arbeit 

möglichst gering zu halten. Die Berücksichtigung 

von Arbeitnehmerinteressen ist legitimer Selbst-

zweck. Das sollte eigentlich selbstverständlich 

sein, war aber in den vergangenen Jahrzehnten 

immer weniger anerkannt. Es passt nicht in eine 

neoliberale Vorstellungswelt. 

Da Arbeit bei der Mehrheit der Menschen einen 

großen Teil der Lebenszeit ausmacht, sollte diese 

so gestaltet werden, dass nicht allein Belastungen 

minimiert, sondern auch Möglichkeiten der 

Selbstentfaltung geschaffen werden. Wie eine in 

diesem Sinne gute Arbeit aussehen sollte, welche 

Wege beschritten werden müssen, welcher Insti-

tutionen sie bedarf, wer bei der Realisierung wie 

mitwirken kann und muss, das sind wichtige For-

schungsfragen. Auch für die Arbeitsforschung 

sollte deshalb gelten, dass sie sich nicht nur aus 

instrumenteller Perspektive für die Arbeitenden 
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interessiert, sondern wieder wesentlich häufiger 

auch eine arbeitnehmerorientierte Perspektive 

einnehmen sollte.  

Aber wissen wir eigentlich, was die Anliegen und 

Interessen von Arbeitnehmern und Arbeitnehme-

rinnen sind? Ist es nicht eine Anmaßung, wenn 

wir von „arbeitnehmerorientierter Arbeitsfor-

schung“ sprechen? Es kommt darauf an. Sicher-

lich lägen wir falsch, wenn wir darunter verstehen 

würden, die Forschung wüsste ganz genau – und 

viel besser als die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer selbst –, was deren „objektive Interessen“ 

sind. Aber wir können ihre Interessen herausfin-

den, etwa in dem wir fragen, und kritisch zeigen, 

welche Effekte welche Veränderungen haben, wir 

können aufklären und informieren. Etwa so, wie 

wir auch herausfinden können, wie Organisation, 

Technik und Personal so eingesetzt werden kön-

nen, dass sie zum Unternehmenserfolg beitragen. 

Wir können Entwicklungen analysieren, auf be-

vorstehende Aufgaben hinweisen, Schwachstel-

len herausfinden und vor nicht-intendierten Fol-

gen warnen.  

Es ist selbstverständlich, dass sich Forschung bei-

spielsweise mit Digitalisierung aus betrieblicher 

Perspektive beschäftigt, auch zum Beispiel da-

nach fragt, welche neuen Qualifikationsanforde-

rungen dabei entstehen. Es ist aber weniger selbst-

verständlich, wenn Forschung das primäre Ziel 

verfolgt, herauszufinden, wie Digitalisierung ge-

nutzt werden kann, um die Arbeitsbedingungen 

der Beschäftigten zu verbessern und dann erst se-

kundär danach fragt, welche Anforderungen in 

der Folge an die Betriebe entstehen, um das pri-

märe Ziel zu erreichen.  

Bei arbeitnehmerorientierter Forschung gibt es – 

genauso wie bei arbeitgebernaher und bei jeder 

anderen Forschung, soweit sie seriös ist – selten 

letzte Weisheiten. Es kann Streit um die Gültig-

keit wissenschaftlicher Befunde geben, um die an-

gewandten Methoden oder das theoretische Kon-

zept. Alle Erkenntnis ist immer nur vorläufig, 

doch selbstverständlich ist wissenschaftlich be-

gründete und praktisch nützliche Erkenntnis mög-

lich. Und obwohl Theoretiker und Praktiker sich 

nicht immer einig sind, hilft doch oft der Aus-

tausch von Wissenschaft und Praxis, damit Be-

funde tatsächlich praktisch nützlich werden kön-

nen.  

Ebenso wenig, wie die betriebswirtschaftliche 

Forschung immer recht hat, wenn sie aus For-

schungen Empfehlungen macht, so gilt dies auch 

für die arbeitnehmerorientierte Arbeitsforschung, 

doch einen Verzicht auf Betriebswirtschaft und 

Organisationsforschung würde niemand ernsthaft 

in Erwägung ziehen. Wenn es jedoch um arbeit-

nehmerorientierte Arbeitsforschung geht, scheint 

seltsamerweise gerade dies der Fall zu sein. Es 

liegt auf der Hand: Es geht dabei nicht in erster 

Linie um wissenschaftliche Argumente, sondern 

um wirtschaftliche Interessen. 

Soll Wissenschaft nicht purer Selbstzweck sein, 

dann benötigt sie eine Art Gegenüber in der Pra-

xis, einen Adressaten. Die Adressaten der Be-

triebswirtschaft sind die Unternehmen und das 

Management. Die Adressaten arbeitnehmerorien-

tierter Arbeitsforschung sind natürlich im Grund-

satz die Beschäftigten und die Gesellschaft. An-

sprechpartner*innen sollten sich auch in der Poli-

tik und in der Wirtschaft finden. Management und 

Unternehmen unterliegen zwar wirtschaftlichen 

Zwängen, doch auch sie verfügen über Gestal-

tungsspielräume, die im Interesse der Beschäftig-

ten genutzt werden können.  

Gewerkschaften sowie Betriebs- und Personalräte 

gehören als Arbeitnehmervertretungen selbstver-

ständlich zu den natürlichen und wichtigsten Ad-

ressaten arbeitnehmerorientierter Forschung. 

Doch genauso, wie ernsthafte Betriebswirtschaft 

und Organisationsforschung nur dann tatsächlich 

hilfreich sind, wenn nicht ausgeschmückt wieder-

holt wird, was das Management ohnehin bereits 

zu wissen glaubt (leider ist das manchmal der 

Fall), sondern auch unkonventionelle und nöti-

genfalls unbequeme Erkenntnisse geliefert wer-

den, so muss auch arbeitnehmerorientierte Ar- 
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beitsforschung Eigenständigkeit und Distanz geg-

enüber den Adressaten wahren. Das gilt gegen-

über der Politik, aber auch gegenüber den Ge-

werkschaften. 

Wie alle Sachkundigen wissen, sind sich auch die 

Gewerkschaften selbst nicht immer einig. Der 

Versuch, „Arbeitnehmerorientierung“ mit „Ge-

werkschaftsorientierung“ gleichzusetzen, wie es – 

glaubt man alten Texten aus den frühen 1980ern – 

angeblich schon einmal geschehen ist, wäre also 

nicht nur falsch, sondern auch gar nicht realisier-

bar. Gewerkschaftsinteressen und Arbeitnehmer-

interessen sind nicht per definitionem identisch. 

Arbeitnehmerinteressen sind ja durchaus vielfäl-

tig, mitunter auch widersprüchlich und bedürfen 

deshalb selbst der Erforschung. Aber arbeitneh-

merorientierte Forschung kann selbstverständlich 

den Gewerkschaften dabei helfen, die Anliegen 

der Beschäftigten zu verstehen, und Schlüsse dar-

aus zu ziehen. 

Und mit Blick auf Arbeitgeberinteressen: Auch, 

wenn wir wissen, dass Arbeitnehmer- und Arbeit-

geberinteressen nicht identisch sind, so heißt das 

keineswegs, dass sie sich stets und immer kom-

plett widersprechen. Zwar gibt es Fälle, in denen 

sich die Interessen direkt entgegenstehen: In der 

Regel ist das bei Entgelt, Arbeitszeit und Leis-

tungsanforderungen der Fall. Bei solchen Null-

summenspielen verliert die eine Seite, was die an-

dere gewinnt. Andererseits gibt es aber auch das 

gemeinsame Interesse am Unternehmenserfolg, 

da sowohl die Erträge als auch die Arbeitsplätze 

davon abhängen. Dennoch kann es ein Ringen um 

den richtigen Weg geben, bei dem nicht nur das 

Wissen des Managements von Relevanz ist. In der 

klassischen, internationalen industrial relations-

Forschung wird deshalb unter anderem zwischen 

distributive bargaining und integrative bargai-

ning differenziert. Beim distributive bargaining 

geht es um die Verteilung, beim integrative 

bargaining um Verhandlungen, bei denen es nicht 

um Nullsummenspiele geht, sondern um gemein-

same Gestaltung (Walton/McKersie 1965).  

Die Interessenlage ist somit komplex. Soll Ar-

beitsforschung in der realen Welt einen Nutzen 

bringen und nicht weltfremd sein, so muss sie 

selbstverständlich auch wirtschaftliche, politische 

und gesellschaftliche Rahmenbedingungen in 

Rechnung stellen. Gleichwohl kann eine Perspek-

tive eingenommen werden, in der das primäre Er-

kenntnisinteresse den Beschäftigten gilt und nicht 

dem Unternehmensertrag. 

Für die wissenschaftliche Forschung ist theoreti-

sche und methodische Vielfalt, die begründet und 

nicht einfach beliebig ist, meist anregend. Ledig-

lich ein paar basics sollten dabei für arbeitneh-

merorientierte Arbeitsforschung gelten. 

Dazu sollte auf jeden Fall zählen, dass Arbeitneh-

mer erstens nicht nur Agenten sind, die mehr oder 

weniger vom Management gesteuert werden, son-

dern diese immer auch als eigenständige Akteure 

konzipiert werden. Für Beschäftigte sollte sich die 

Forschung zweitens nicht nur interessieren, weil 

es wichtig ist, dass Managemententscheidungen 

akzeptiert oder toleriert werden. Arbeitnehmerori-

entierte Arbeitsforschung ist keine „Akzeptanz-

forschung“. Drittens sollten die Interessen und 

Anliegen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern stets berücksichtigt, dabei jedoch nicht vo-

rausgesetzt, sondern selbst zum Forschungsge-

genstand gemacht werden. 

Es wurde bereits angedeutet, dass wir „arbeitneh-

merorientierte Arbeitsforschung“ gerade jetzt und 

heute für sehr wichtig erachten. Warum? Die drei 

Stichworte aus dem Titel unserer Veranstaltung 

sollen hier genügen: Digitalisierung, Umbruch 

und sozialer Zusammenhalt. Digitalisierung ist in 

allen Medien Thema und wird in mehreren Beiträ-

gen zur Tagung eine Rolle spielen, weshalb ich 

hier auf erläuternde Worte verzichten kann. Mit 

dem Stichwort Umbruch sind die Veränderungen 

angesprochen, die sich aus den Maßnahmen ge-

gen den Klimawandel ergeben und die gerade mit 

Blick auf die baden-württembergische Automo-

bil- und Zulieferindustrie ausgesprochen bedeut-

sam und durchaus auch gefährlich sind. Diesbe- 
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züglich wird oft auch von „sozial-ökologischer 

Transformation“ gesprochen – dem tatsächlichen 

Wissensstand über den Ausgang der Entwicklung 

angemessen, schien es uns zu sein, vorerst 

schlicht von Umbruch zu sprechen. Risiken für 

den sozialen Zusammenhalt erwachsen nicht nur 

aus Digitalisierung und Umbruch, sie kommen 

nicht nur aus der Arbeitswelt. Aber gesellschaftli-

che Spannungen finden sich auch in den Betrie-

ben. Spannungen scheinen sogar mehr als bisher 

in die Betriebe einzudringen. Es gibt dort auch 

Rechtsextremismus und Rechtspopulismus. Es 

geht auch um die Frage, wie es gelingen kann, 

dass die gewachsene und voraussichtlich weiter-

wachsende Vielfalt im Interesse aller Arbeitneh-

mer und Arbeitnehmerinnen gestaltet und Rassis-

mus eingedämmt werden kann. 

Wir verfolgen mit unserer Tagung vier Ziele: 

(1) Wir wollen verschiedene Projekte vorstellen, 

um den inhaltlichen Austausch und die Zusam-

menarbeit zwischen den Forscherinnen und For-

schern in Baden-Württemberg zu fördern, also 

sozusagen am Netzwerk weiter weben. 

(2) Zweitens wollen wir darüber diskutieren, was 

unter „arbeitnehmerorientierter Forschung“ sinn-

vollerweise verstanden werden sollte und wie wir 

Arbeit sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer wieder stärker in den Fokus der Forschung 

rücken können. Dabei wollen wir aus dieser Per-

spektive auch einen exemplarischen Blick auf un-

sere bisherigen Forschungen werfen. 

(3) Drittens wollen wir all das im Dialog von For-

schung und Praxis tun, weshalb wir uns freuen, 

dass wir – soweit man das virtuell einschätzen 

kann – eine bunt gemischte Teilnehmerschaft auf 

unserer Tagung haben.

(4) Last, but not least wollen wir aber darauf auf-

merksam machen, dass auch die arbeitnehmerori-

entierte Forschung nicht ohne öffentliche Unter-

stützung auskommen kann und diese in Baden-

Württemberg mehr als in anderen Bundesländern 

sträflich vernachlässigt wird. Angesichts der skiz-

zierten Umbrüche wäre ein entsprechendes For-

schungsförderprogramm für arbeitnehmerorien-

tierte Arbeitsforschung durch das Land angemes-

sen. 

Ich freue mich, Sie alle begrüßen zu dürfen und 

gebe weiter an die Moderatorinnen der Veranstal-

tung. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

 

 

 

 

 

 

Dr. Werner Schmidt,  
Geschäftsführer des  
Forschungsinstituts  
für Arbeit, Technik und 
Kultur e.V. und 
Sprecher des 
Netzwerks Ar-
beitsforschung Baden-
Württemberg. 
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Stephan Voswinkel 

Interessen und Ansprüche an die Arbeit – Überlegungen für eine emanzipative 

Arbeitsforschung 

 

Der Beitrag skizziert das Konzept der „emanzipativen Arbeitsforschung“. Sie stellt zwar die ökonomi-

schen und politischen Bedingungen in Rechnung, aber begrenzt sich nicht dadurch, dass sie immer 

auch der Wertschöpfung der Unternehmen zugutekommen will. Arbeitnehmer*innenorientierung ist Be-

standteil emanzipativer Forschung, aber sie kann auch eine Verkürzung beinhalten, wenn sie Arbeit-

nehmer*innen nur als Arbeitskräfte betrachtet. Und sie ist unterbestimmt, weil sich die sozialen Lagen 

von Arbeitnehmer*innengruppen und „objektive“ von „subjektiven“ Interessen unterscheiden. Emanzi-

pative Arbeitsforschung richtet sich an Werten von Freiheit, Gleichheit, Humanität, Partizipation und 

Solidarität aus. 

 

Einleitung 

In diesem Beitrag stelle ich einige grundlegende 

Überlegungen für eine Arbeitsforschung vor, die 

ich als „emanzipative Arbeitsforschung“ bezeich-

nen möchte. Warum ist eine solche Forschung nö-

tig? Was ist emanzipative Arbeitsforschung? Wa-

rum reicht es für eine solche Arbeitsforschung 

nicht aus, sie mit ihrem Beitrag für die Wert-

schöpfung zu begründen? Ich setze mich dann mit 

dem Begriff des „Interesses“ auseinander und plä-

diere dafür, ihn mit demjenigen der Ansprüche zu 

ergänzen. Schließlich begründe ich, warum ar-

beitnehmerorientierte Forschung wichtig ist, 

weise aber auch auf die Grenzen dieses Begriffs 

hin und plädiere dafür, ihn durch eine wertorien-

tierte Perspektive zu erweitern. 

Warum Arbeitsforschung und warum 

„emanzipative Arbeitsforschung“? 

Arbeitsforschung ist schon deshalb nötig, weil in 

der Öffentlichkeit oft ein einseitiges Bild von der 

Arbeitswelt vorherrscht. Was sich hinter den Fab-

rikmauern, was sich in den Büros, seien sie „glä-

sern“ oder nicht, und was sich neuerdings im 

Homeoffice abspielt, darüber werden oft nur ver-

schwommene und manchmal verzerrte Skizzen 

gezeichnet. Manchmal scheint es, als finde „mo-

derne“ Arbeit nur mit dem Laptop am Swimming-

Pool oder in stylischen Meeting-Lounges statt. 

Mal wird (zu Recht) der Grusel der Schlachthöfe 

und Fleischverarbeitung beschworen. Die Vielfalt 

der Arbeitswelt zwischen diesen Extremen wird 

oft nicht zur Kenntnis genommen. Und vor allem: 

Dass die Arbeitswelt in den nordatlantischen Län-

dern nur ein in Wertschöpfungszusammenhänge 

eingewobener Teil globaler Arbeit ist, wird ver-

deckt, wenn die „Wissensarbeit“ hier ohne die 

„Industriearbeit“ dort und wenn der Erlebniskon-

sum hier ohne die Überausbeutung dort gedacht 

wird. 

Arbeitsforschung ist auch deshalb nötig, weil Ar-

beit stets im Umbruch ist, weil Organisationen im-

mer wieder reorganisiert werden. Unternehmens-

beratungen transportieren hierüber immer wieder 

neue oder jedenfalls neu erscheinende Leitbilder. 

Und schließlich benötigen Interessenvertreter*in-

nen Informationen und Werkzeuge zum Verständ-

nis der Arbeitswelt und ihres Wandels und der Be-

dürfnisse und Perspektiven der Beschäftigten, um 

sich mit diesen Entwicklungen auseinandersetzen 

zu können. 

Wenn ich hier nun von der Notwendigkeit „eman-

zipativer“ Arbeitsforschung spreche: Was meine 

ich damit? Ich möchte damit zunächst zum Aus-

druck bringen, dass es mir nicht um eine Arbeits-

forschung im Interesse der Arbeitgeber geht, auch 

nicht um eine solche, die Arbeit produktiver und 

effektiver machen will oder die herausstellen will, 
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wie Arbeit beschaffen sein muss, um sich an die 

Veränderungsprozesse anzupassen. Zweifellos 

sind dies durchaus sinnvolle Herangehensweisen, 

und ich spreche mich keineswegs gegen derartige 

Fragestellungen der Forschung aus. „Emanzipa-

tiv“ betont jedoch die Zielstellung einer For-

schung, die Arbeit humaner machen will, die 

Selbstbestimmungs- und Partizipationsmöglich-

keiten und ihre Hindernisse erkunden will, die 

nach den Bedürfnissen und Ansprüchen der Ar-

beitenden fragt und diese als Menschen, nicht nur 

als Arbeitskräfte betrachtet. In unserer Arbeitsge-

sellschaft ist Arbeit nämlich zentral für das Selbst-

bewusstsein von Menschen, für ihr Sinnerleben, 

für Erfahrungen von Zugehörigkeit und Partizipa-

tion am gesellschaftlichen Prozess, von Kollegia-

lität und vielleicht sogar Solidarität und für sozi-

ale Sicherheit, die wiederum Voraussetzung für 

ein selbstbestimmtes Leben ist. Das ist das posi-

tive Potenzial. Andererseits aber ist Arbeit nicht 

nur Quelle von sozialer Anerkennung, sondern 

auch von Missachtung, von Identitätsgefährdun-

gen und von Erfahrungen der Sinnlosigkeit. Ar-

beit ist ein wichtiger Teil des gesamten Lebens, 

aber sie kann auch den Lebenszusammenhang ge-

fährden, die sozialen Beziehungen und die Work-

Life-Balance beeinträchtigen und Konkurrenzver-

halten statt Kollegialität fördern. Mit „emanzipa-

tiver Arbeitsforschung“ bezeichne ich also eine 

solche, die sich Werten wie Humanität, Men-

schenrechten, Kollegialität, Partizipation und 

Gleichheit verpflichtet fühlt. 

Arbeitsforschung muss nicht die Wert-

schöpfung fördern 

Es ist eine verbreitete Praxis, Arbeitsforschung 

damit zu begründen, dass sie auch zur Wertschöp-

fung beiträgt, die Produktivität verbessern kann 

und den sozialen Frieden stützt. Eine solche Ar-

gumentationsfigur verspricht, Verbesserungen für 

die Arbeitenden an die Denkweise von Arbeitge-

bern und an Diskurse in der Öffentlichkeit an-

schlussfähig zu machen. Wir glauben, dass wir 

humane Arbeit umso eher dann erreichen können, 

wenn sie auch im Interesse des Kapitals liegt. Eine 

solche Argumentationsweise ist nicht falsch, denn 

natürlich stehen oft eine enge einzelbetriebswirt-

schaftliche Logik und reines Kostenvermeidungs-

denken im Gegensatz zum „wohlverstandenen“ 

langfristigen Interesse des Kapitals. Das aufzuzei-

gen, ist daher durchaus ebenso sinnvoll wie die 

Suche nach Win-Win-Situationen im Verhältnis 

von „Arbeit und Kapital“. Aber: Es besteht auch 

die Gefahr, dass eine solche Orientierung zur 

Falle wird.  

Denn was folgt dann für eine Arbeitsforschung, 

wenn humane Arbeit nicht produktiver ist, wenn 

die Vermeidung von Kosten den Arbeitgebern 

wichtiger als der soziale Frieden, wenn die 

Zwänge der Arbeitgeberkonkurrenz und die Herr-

schaftsstrukturen in Konzernen keine Spielräume 

für Partizipation zu lassen scheinen oder wenn Ar-

beitgeber sich die Orientierung an ihren wohlver-

standenen Interessen nicht leisten können und 

wollen? Müssen dann die Werte aufgegeben wer-

den und soll Arbeitsforschung dann ihre Ziele her-

unterschrauben?  

Realistischer Weise muss man einräumen, dass 

sich dann Schwierigkeiten für die Finanzierung 

von Arbeitsforschung wie auch für die praktische 

Umsetzung ihrer Ergebnisse ergeben können. 

Aber wenn sich Arbeitsforschung ihren Spielraum 

nicht von der Arbeitgeberseite vorgeben lassen 

will, dann scheint es mir umso nötiger, die Span-

nung zwischen Werten und Zielen einer „emanzi-

pativen Arbeitsforschung“ einerseits, den Reali-

sierungsmöglichkeiten andererseits deutlich zu 

machen. Diese Spannung spricht dann nicht gegen 

die Forschung, sondern gegen die Wirklichkeit. 

Wir brauchen also eine andere Rechtfertigung für 

Arbeitsforschung als ausschließlich ihre mögliche 

Wirkung für Produktivität und Wertschöpfung. 

Eine solche Rechtfertigung liegt in Interessen der 

Arbeitnehmer einerseits, in den Ansprüchen von 

arbeitenden Menschen und in emanzipativen 

Werten andererseits. Natürlich dürfen diese Werte 

von den Forschenden nicht willkürlich gesetzt 
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werden, sondern müssen in den gesellschaftlich 

institutionalisierten Werten bereits enthalten sein, 

auch wenn sie noch nicht verwirklicht sind. 

Interessen 

Im Unterschied zu einer Forschung, die sich an 

den Produktivitätsinteressen von Unternehmen 

orientiert, steht eine Forschung, die sich an den 

Interessen von Arbeitnehmer*innen ausrichtet. 

Diese verbreitete Auffassung klingt plausibel. 

Dennoch möchte ich hier noch etwas darüber 

nachdenken, was damit gemeint sein kann. 

Was sind „Interessen“? Wenn wir sagen: Ich inte-

ressiere mich für dieses oder jenes, dann meinen 

wir, dass wir etwas gerne haben oder tun möchten. 

In dieser Weise ist „Interesse“ ein anderes Wort 

für „Präferenz“. Aber haben Arbeitnehmer*innen 

einfach nur andere Präferenzen als Arbeitge-

ber*innen? Liegen ihnen andere Dinge am Her-

zen? Offenkundig ist es nicht das, was wir mit „In-

teressen“ meinen. Vielmehr sprechen wir mit Ar-

beitnehmerinteressen bestimmte Bedarfe oder 

Orientierungen an, die sich aus der sozialen Lage 

von Arbeitnehmer*innen oder ihrer Position im 

Unternehmen ergeben. Diese unterscheiden sich 

von den Interessen von Arbeitgebern. Es geht 

ihnen um angemessene Einkommen, um den lang-

fristigen Erhalt ihrer Arbeitskraft und humane Ar-

beitsbedingungen. Das ist in dieser Allgemeinheit 

richtig, ein genauerer Blick zeigt aber auch einige 

Tücken auf. 

In der Formulierung vom Interessengegensatz 

sind letztlich die sogenannten „objektiven“ Inte-

ressen angesprochen, also Interessen, die Men-

schen aufgrund ihrer sozialen Lage oder Position 

in der Arbeitsorganisation haben müssten. Das 

„objektive Interesse“ kann sich von den „subjek-

tiven“ Interessen oder Präferenzen unterscheiden, 

wie gerade Interessenvertreter*innen wissen. 

Denn manche Arbeitnehmer*innen kümmern sich 

nicht ausreichend um den langfristigen Erhalt ih-

rer Arbeitskraft, sondern wollen oder müssen sich 

überlasten, um z.B. Schichtzulagen oder andere 

Prämien zu bekommen. Sie fühlen sich unver-

zichtbar und identifizieren sich derart mit ihrer 

Arbeit, dass sie die Arbeitszeitgrenzen ignorieren 

und vielleicht sogar den Betriebsrat, der sie auf 

ihre objektiven Interessen hinweist, als Gegner 

wahrnehmen. Häufig sind sie dazu gezwungen, 

gegen ihre „objektiven Interessen“ zu verstoßen, 

weil sie Zielvorgaben oder Projektrahmen einhal-

ten müssen. Wenn sich die subjektiven von den 

objektiven Interessen unterscheiden können, dann 

ist es nicht mehr so einfach, zu sagen, was die In-

teressen von Arbeitnehmer*innen sind. Die „ob-

jektiven“ dann als die eigentlichen oder die wah-

ren Interessen zu behandeln, kann in Bevormun-

dung münden und eine autoritäre Beziehung zwi-

schen Forschenden und Forschungs“objekten“ 

herausbilden.  

Auch die Trennschärfe der Arbeitnehmer*innen- 

zu den Arbeitgeberinteressen ist nicht so eindeu-

tig: Haben Arbeitnehmer*innen kein Interesse am 

Profit des Unternehmens? An diesem hängen 

doch die Arbeitsplätze; immer wieder sind Arbeit-

nehmer*innen deshalb dazu bereit, ihre Interessen 

im Interesse der Profitsicherung zurückzustellen. 

Wenn sie dann auch noch Aktien ihres Unterneh-

mens besitzen, dann schlagen leicht zwei Herzen 

in ihrer Brust. Eine Herrschaftsbeziehung zeich-

net sich gerade dadurch aus, dass die Unterworfe-

nen die Interessen der Herrschenden nicht igno-

rieren, sondern berücksichtigen und bisweilen so-

gar zu ihren eigenen machen (müssen).  

Es gibt ein weiteres Problem: Macht man die In-

teressen an der sozialen Lage und Position fest, 

dann stößt man darauf, dass diese unter den Ar-

beitnehmer*innen durchaus unterschiedlich ist. Je 

weiter gefasst der Vertretungsanspruch von Inte-

ressenvertreter*innen ist, desto differenzierter 

stellen sich die Interessen dar: zwischen Hochqua-

lifizierten und Geringerqualifizierten, zwischen 

Männern und Frauen, Beschäftigten mit und ohne 

Kinder, jungen und alten, Beschäftigten in der In-

dustrie oder im Dienstleistungssektor, mit festen 

oder befristeten Arbeitsverträgen. Gerade „objek-
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tive“ Interessen sind daher nicht einheitlich – es 

sei denn, man reduziert sie auf ihren kleinsten ge-

meinsamen Nenner oder blendet und klammert 

Gruppen von Arbeitnehmer*innen aus – denkt 

also zum Beispiel nur an Stammbeschäftigte, nur 

an deutsche männliche Facharbeiter oder nur an 

kreative Angestellte, wenn man von Arbeitneh-

mer*innen spricht. 

Diese Überlegungen sprechen keineswegs gegen 

den Bezug auf Interessen. Ich möchte nur darauf 

hinweisen, dass damit nicht so viel gewonnen ist, 

wie es auf den ersten Blick scheinen mag. 

Besonders aber bedürfen Interessen selbst ihrer 

Legitimation. Damit man mit Interessen argumen-

tieren und auch damit man sie selbstbewusst ver-

treten kann, müssen diese als gerechtfertigt gelten, 

also normativ legitimiert werden. Arbeitneh-

mer*innen haben nicht einfach Interessen, son-

dern sie haben das Recht, ihre Interessen gemein-

sam auf Augenhöhe im Betrieb zu vertreten – mit 

dieser Norm fängt es an. Arbeitnehmer*innen 

können einen gerechten Lohn verlangen. Sie müs-

sen menschenwürdig behandelt werden und soll-

ten deshalb nicht beliebig gekündigt werden kön-

nen usw. Deshalb kann man über Interessen nicht 

reden, ohne über Normen und Werte zu reden. Es 

wäre daher völlig falsch, Werte für etwas Beliebi-

ges, für das „Softe“ oder „Ideelle“ zu halten und 

Interessen für das „Objektive“, das „Harte“ oder 

das „Materielle“ (Vgl. hierzu ausführlich: 

Voswinkel 2012; Schmidt 2005). 

Ansprüche 

In einer Studie, die Stefanie Hürtgen und ich ge-

fördert von der Hans-Böckler-Stiftung am Institut 

für Sozialforschung Frankfurt a.M. (IfS) vor eini-

gen Jahren durchgeführt haben, haben wir uns da-

mit beschäftigt, welche Erwartungen Beschäftigte 

                                                           
1 Methodisch stützte sich das Projekt auf 42 mindestens zweistündige prospektiv-biographische Interviews. Die 

Gesprächspartner*innen kamen aus dem Bereich der Automobilindustrie, des Maschinenbaus, der Elektroindustrie, 
der IT-Dienstleistungen, des Bankgewerbes, der Kliniken und des öffentlichen Dienstes West- und Ostdeutsch-
lands. Der Frauenanteil lag bei 43%, in Ostdeutschland arbeiteten 21%, und der Anteil der Gesprächspartner*innen 
mit Migrationshintergrund betrug 21%. Die Ergebnisse sind ausgearbeitet in Hürtgen/Voswinkel (2014). 

mittlerer Qualifikation an ihre Arbeit und ihr Le-

ben richten. In der Interpretation des empirischen 

Materials1 ist uns aufgefallen, dass die Gesprächs-

partner*innen ihre Anliegen sehr unterschiedlich 

formulierten. Und zwar je nachdem, ob sie diese 

als normativ begründet artikulieren konnten oder 

nicht. Anliegen, die normativ legitimiert werden, 

bezeichnen wir als Ansprüche. Wenn Beschäftigte 

ihre Anliegen als legitim und be-Recht-igt be-

trachten, sehen sie sich selbst als Träger von 

Rechten und Berechtigungen und verstehen die 

Gesellschaft und die Arbeitswelt als eine solche, 

in der bestimmte Werte eine Rolle spielen oder je-

denfalls spielen sollten.  

Im Unterschied dazu sprechen wir von Wünschen, 

wenn Gesprächspartner*innen ihre Anliegen ohne 

diesen normativen Bezug artikulieren. Wünschen 

kann man sich einen Lottogewinn oder gutes Wet-

ter, aber beanspruchen kann man dies nicht. Die-

jenigen, die nur Wünsche artikulierten, sahen die 

Welt als eine solche, die von Zufällen oder bloßen 

Machtverhältnissen durchzogen ist, für die es naiv 

ist, Werte ins Spiel zu bringen. Dies hindere da-

ran, sich flexibel an die Umstände anzupassen. 

Ansprüche haben zu tun mit Anerkennung und 

Selbstachtung, mit Partizipation und Menschen-

rechten. Man fordert einen angemessenen Lohn, 

weil man etwas leistet und die Arbeit anerkannt 

wissen will. Man fordert eine Begrenzung der Ar-

beitszeit, weil man nicht nur Arbeitskraft ist, son-

dern ein vielfältig sozial eingebundener Mensch. 

Man erwartet Unterstützung in der Arbeit, weil 

man selbst etwas beiträgt und weil man kollegiale 

Beziehungen zu Kolleg*innen und auch Vorge-

setzten sich nicht nur wünscht, sondern sie auch 

normativ beansprucht. 

Diese Unterscheidung von Ansprüchen und Wün-

schen ist natürlich etwas idealtypisch zugespitzt. 
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Ich möchte damit darauf aufmerksam machen, 

wie wichtig es ist, eine normative Perspektive mit 

einzubeziehen und damit auch über die Gestaltung 

von Gesellschaft nachzudenken.  

Arbeitnehmerorientierte Forschung und 

darüber hinaus 

Wir brauchen also arbeitnehmerorientierte For-

schung, also eine solche, die nicht die Unterneh-

mens- und Wirtschaftsziele an die erste Stelle 

setzt und die Bedürfnisse und Perspektiven der 

Arbeitnehmer*innen berücksichtigt. Aber wir 

müssen auch darüber hinausgehen, denn der Be-

griff „arbeitnehmerorientierte Forschung“ hat 

auch seine Grenzen. Dafür möchte ich zwei 

Gründe nennen: 

Der erste: „Arbeitnehmer*innen“ sind alle Be-

schäftigten mit einem Arbeitsvertrag. Das ist die 

übergroße Mehrheit der Bevölkerung. Wir leben 

– in den Worten von Robert Castel (2000) – in ei-

ner „Lohnarbeitsgesellschaft“, in der die Arbeit-

nehmerkategorie von leitenden Angestellten bis 

zu befristet beschäftigten Geringqualifizierten 

reicht. Hinter dem Begriff des „Arbeitneh-

mers/der Arbeitnehmerin“ verbirgt sich also ein 

breites Spektrum von sozialen Lagen und Anlie-

gen. Unterschiede des sozialen Status werden in 

der „Lohnarbeitsgesellschaft“ innerhalb der so 

verstandenen Arbeitnehmer*innenschaft relevant, 

so dass der Begriff des „Arbeitnehmers/der Ar-

beitnehmerin“ unbestimmt ist. Oder er wird selek-

tiv angewandt: fokussiert auf Facharbeiter oder 

auf Stammbeschäftigte oder auf gut organisierte 

Arbeitnehmer oder aber auf Leiharbeiter*innen, 

prekär Beschäftigte oder die weiblichen Care-Ar-

beiterinnen. 

Der zweite Grund: Der Begriff „Arbeitneh-

mer*in“ bezeichnet eine Facette dessen, was ar-

beitende Menschen ausmacht. Er fasst die arbei-

tenden Menschen in ihrer Rolle in der Produktion, 

als Arbeitskräfte. Damit reduziert er sie auf eine 

Seite der Vielfalt ihrer gesellschaftlichen Exis-

tenz. Denn sie sind sowohl Arbeitende als auch 

Ehepartner*innen oder Freund*innnen, Mütter  

oder Väter, ehrenamtlich Engagierte, Atheist*in-

nen, Christ*innen oder Muslim*innen, Mig-

rant*innen oder „Biodeutsche“, Aufsteiger*innen 

oder Abstiegsbedrohte, Konsument*innen, Mie-

ter*innen oder Hausbesitzer*innen. 

Die Reduktion auf die Arbeitskräfterolle ist einer-

seits verständlich, da Arbeitende in der Arbeit zu-

nächst einmal Arbeitskräfte und Beschäftigte 

sind. Im Betrieb sind sie auch nur als solche ein-

gestellt. Das Private geht den Betrieb grundsätz-

lich nichts an: Auch dies ist übrigens eine nicht 

ganz einfache und nicht unumstrittene Norm. 

Vielleicht sollte man realistischer sagen: Das Pri-

vate sollte den Betrieb nichts angehen. Denn of-

fenkundig interessieren sich Betriebe durchaus 

auch für persönliche Eigenschaften und private 

Verhältnisse: Sie geben nämlich Hinweise auf die 

Verfügbarkeit, Verlässlichkeit, Belastbarkeit oder 

auch die Karrierebereitschaft und -fähigkeit der 

Beschäftigten. Aber die Norm wird doch auch im-

mer wieder relevant: Wenn die Frage nach der 

Schwangerschaft bei der Einstellung illegitim ist, 

wenn die Drogenabhängigkeit des Sohnes kein 

Kündigungsgrund für den Vater sein kann oder 

wenn die Religionszugehörigkeit kein Grund für 

eine Benachteiligung sein darf – und deshalb der 

Ausschluss von Tätigkeiten wegen des Tragens 

eines Kopftuches entweder unzulässig ist oder be-

sonders begründet werden muss. 

Einerseits also ist es normativ geboten, zwischen 

Arbeitsrolle und Privatem zu trennen. Anderer-

seits aber lassen die Beschäftigten selbst ihre Per-

sönlichkeit und das Außerbetriebliche keineswegs 

einfach vor dem Werkstor zurück und gehen als 

bloße Arbeitskräfte in den Betrieb.  

Das zeigt sich auch in der Forschung immer wie-

der – jedenfalls, wenn man die Perspektive der 

Menschen ernst nimmt. Denn Menschen sind „In-

dividuen“ (also nicht teilbar). Sie stehen der Ar-

beit nicht nur als Arbeitskräfte, sondern als Sub-

jekte gegenüber. Sie bewerten auch ihr Beschäfti-

gungsverhältnis und ihre Arbeitssituation im 

Lichte ihrer biographischen Erfahrungen, ihrer 

Wünsche und Ansprüche. Sie stimmen die Arbeit 
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mit anderen Bereichen ihres Lebens ab. Sie han-

deln Arbeitszeiten nicht nur im Betrieb, sondern 

auch in der Partnerschaft und der Familie, mit 

Freund*innen und im Verein aus. Und diese Ab-

stimmungserfordernisse werden immer umfassen-

der, je flexibler die Arbeitszeiten gestaltet werden 

können. Das schafft nicht nur mehr Freiheiten, 

sondern gefährdet häufig auch die Grenzen der 

Freizeit, wenn ständige Erreichbarkeit durch die 

digitalen Medien möglich, praktiziert und oft auch 

erwartet wird. Wenn Beschäftigte ihre Arbeit 

nicht mit anderen Bereichen ihres Lebens abstim-

men, dann empfinden wir das zu Recht als Defizit, 

aus dem Burnout oder Einsamkeit resultieren kön-

nen.  

Nicht zuletzt hat die Geschlechterforschung ge-

zeigt, dass man nicht vom abstrakten Arbeitneh-

mer ausgehen kann, sondern dass das Geschlecht 

immer eine Rolle spielt. Und in der „intersektio-

nalen“ Perspektive (vgl. Lenz 2010) spielen sozi-

ale (Klassen-)Lage und Geschlecht ebenso eine 

Rolle wie räumliche und soziale Herkunft, kultu-

relle Identifikationen und etwa das Lebensalter. 

Deutsche wie migrantische Arbeitnehmer*innen 

können nicht einfach als bloße Arbeitskräfte gese-

hen werden, sondern als solche, die in jeweils spe-

zifischer Weise kulturell geprägt und mit beson-

deren Lebensherausforderungen konfrontiert 

sind. Denn: Sie selbst sehen sich so, handeln so 

und definieren vor diesem Hintergrund ihre An-

sprüche und Interessen. Die intersektionale ist im 

Übrigen keine Perspektive von bloßen „Nebenwi-

dersprüchen“. Vielmehr sind Rassismus, Klassis-

mus und Sexismus unmittelbar verwertungsrele-

vant, da sie zur gesellschaftlichen Entwertung des 

Werts der Arbeitskraft der betroffenen Beschäf-

tigten beitragen, also unmittelbar verteilungsrele-

vant sind. Daher sind ökonomische und kulturelle 

Kämpfe keine Gegensätze, wie dies gegenwärtig 

häufig falsch diskutiert wird, sondern ineinander 

verwoben.  

Ich plädiere vor diesem Hintergrund für eine Ar-

beitsforschung, die zum einen die Arbeitsbezie- 

hungen und den Betrieb, die Regulierungen von 

Arbeit in den Blick nimmt; die aber zum andern 

die Arbeitenden als Menschen in ihrem Lebens-

zusammenhang, in der Vielfalt ihrer gesellschaft-

lichen Existenz sieht und nicht als bloße Arbeits-

kräfte.  

Damit kommen auch solche Dimensionen der Ar-

beit in den Blick einer solchen Forschung, die bis-

lang eher am Rande Aufmerksamkeit fanden: 

1.  Der Sinn von Arbeit. Damit meine ich 

zum einen, ob und in welcher Weise Arbeitende 

ihre Arbeit als sinnvoll für sich erleben, ob sie sich 

hierin entfalten und sie sinnvoll in ihren Lebens-

zusammenhang einbetten können. Ich meine aber 

auch, ob die Arbeit und ihr Produkt, ihr Ge-

brauchswert, als sinnvoll für die Gesellschaft ge-

sehen werden können. Ich glaube nicht, dass den 

meisten Beschäftigten egal ist, welche Produkte 

sie herstellen, welchen Nutzen oder Schaden diese 

Produkte anrichten und welche auch ökologischen 

Probleme bei der Produktion evtl. entstehen kön-

nen (vgl. Nies 2015; Hardering 2015). Oder an-

ders gesagt: Wenn dies ihnen egal sein muss, dann 

ist dies oft eher ein Zeichen dafür, dass ihre Arbeit 

fremdbestimmt ist und sie in einem – ich benutze 

dieses nur scheinbar veraltete Wort hier – ent-

fremdeten Verhältnis (Voswinkel 2019) zu dieser 

Arbeit stehen. Mit anderen Worten: Arbeitsfor-

schung sollte die Arbeit auch in ihren gesell-

schaftlichen Zusammenhang einordnen. 

2.  Die Anerkennung der Arbeitenden und 

der unterschiedlichen Arbeiten. Wichtig sind Fra-

gen des sozialen Status und der Missachtung be-

stimmter Arbeiten und derjenigen, die sie ausfüh-

ren. Angesprochen sind hier Probleme eines Klas-

sismus, mit dem sich Gruppen von Arbeitneh-

mer*innen auseinandersetzen müssen: Die zuneh-

mende Missachtung körperlicher Arbeit, die 

Nicht-Anerkennung bestimmter als weiblich eti-

kettierter Arbeiten, etwa Arbeiten im Care-Sektor, 

sollen hier nur als Beispiele genannt werden. Und 

damit spreche ich nicht nur den Status in der Ge-

sellschaft an, sondern auch Status- und Anerken-
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nungsdifferenzen in den Unternehmen und Ver-

waltungen – zwischen Stamm- und prekär Be-

schäftigten, zwischen vom Management umwor-

benen qualifizierten Angestellten und den sog. 

„einfachen“ Arbeiter*innen.  

3.  Natürlich geht es immer dann, wenn Ar-

beitende als Menschen und Bürger ins Spiel kom-

men, auch um Partizipation und Mitbestimmung, 

um Bürgerrechte im Betrieb. Dies ist ein uraltes 

Thema der Arbeiterbewegung und zweifellos 

wurden hier enorme Fortschritte in den letzten 

100 Jahren gemacht (Kotthoff 1994). Allerdings 

sind diese Fortschritte derzeit wieder einmal ge-

fährdet (Brinkmann/Nachtwey 2017) – durch pre-

käre Beschäftigung, durch neue Unternehmens-

strukturen, internationale Verflechtungen und 

Konkurrenzbeziehungen, aber auch durch Formen 

indirekter Steuerung (Peters/Sauer 2005), bei de-

nen der Adressat von Partizipation unklar und 

anonym wird, hinter scheinbaren Sachzwängen zu 

verschwinden droht. Durch eine solche Entwick-

lung drohen Anliegen nicht mehr als Ansprüche, 

sondern nur noch als Wünsche artikulierbar zu 

sein. 

Fazit 

Eine solche erweiterte Perspektive, wie ich sie 

hier mit dem Begriff der „emanzipativen Arbeits-

forschung“ zu skizzieren versucht habe, macht ar-

beitnehmerorientierte Forschung komplexer und 

widersprüchlicher, vielleicht manchmal span-

nungsreicher auch im Verhältnis zu den Adressa-

ten – zu Gewerkschaften und Betriebsräten. Das 

setzt auch voraus, dass die Forschung unabhängig 

von Bindungen an Adressaten ist. Aber sie ist 

auch nur dann nützlich, wenn sie unabhängig ist. 

Denn was haben zum Beispiel die Gewerkschaf-

ten davon, wenn sie von der Forschung nur das 

hören, was sie ohnehin schon wissen. Wir sehen 

ja, welche Rolle Unternehmensberatungen spie-

len, die häufig den Organisationen nur das aus-

buchstabieren, was diese hören wollen. Produktiv 

sind gerade Irritationen und unerwartete Perspek-

tiven. Das ist im Übrigen die produktive Rolle der 

Sozialwissenschaften: Einen neuen, manchmal ir-

ritierenden Blick auf Phänomene zu werfen und 

damit eingeübte Wahrnehmungsmuster zu hinter-

fragen.  

Allerdings – das ist die andere Seite – sollten sol-

che Irritationen nicht um der bloßen Aufmerksam-

keit willen erfolgen. Nicht die größte Irritation 

und auch nicht die Beschwörung des nächsten 

Umbruchs oder der nächsten Krise können das 

Kriterium guter Forschung sein. Das ist manch-

mal eher Marketing. Natürlich ist von arbeitneh-

merorientierter Forschung auch Verantwortungs-

sinn gefordert. Sie muss auch darüber reflektieren, 

wie ihre Ergebnisse von unterschiedlichen Akteu-

ren genutzt und auch missbraucht werden können. 

Die Verwendung von Forschung geht die For-

schung selbst auch etwas an. 
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Hans-Jürgen Bieling 

Arbeitnehmer*innen-orientierte Arbeitsforschung und Gesellschaft 

Der Beitrag hat zwei Zielsetzungen. Zum einen will er in Abgrenzung zu älteren Diskussionen über eine 

„arbeitnehmerorientierte Wissenschaft“ darlegen, wie sich auf der Grundlage einer gesellschaftstheore-

tischen Reflexion erkenntnisleitender Interessen und ausgehend von einer Autonomie der wissenschaft-

lichen Forschung eine „arbeitnehmer*innen-orientierte Arbeitsforschung“ begründen lässt. Zum ande-

ren soll exemplarisch skizziert werden, in welcher Form eine solche Forschungsperspektive für gesell-

schaftspolitische Fragestellungen relevant sein kann. 

 

Einleitung 

Das Verhältnis von Arbeitsforschung und Gesell-

schaft lässt sich auf unterschiedlichen Abstrakti-

onsebenen bestimmen und diskutieren: auf der 

Mikro-Ebene mit Blick auf die Veränderungen in 

einzelnen Betrieben oder Branchen; auf einer 

Meso-Ebene, d.h. unter Berücksichtigung über-

greifender Umbrüche und Entwicklungen wie der 

Globalisierung, Finanzialisierung, Digitalisie-

rung, ökologischen Transformation etc.; oder auf 

einer Makro-Ebene, auf der vor allem grundle-

gende Annahmen über die Beschaffenheit der Ar-

beitswelt und der Gesellschaft konzeptualisiert 

und die erkenntnisleitenden Interessen einer hie-

rauf bezogenen Forschung reflektiert werden.  

Da es in diesem Panel und auch in diesem Beitrag 

nicht allgemein um die Arbeitsforschung, sondern 

um eine arbeitnehmer*innen-orientierte Arbeits-

forschung gehen soll, rückt zunächst auf der 

Makro-Ebene die Frage ins Zentrum, was unter ei-

ner arbeitnehmer*innen-orientierten Forschung 

im Verhältnis zu anderen Formen der Arbeitsfor-

schung zu verstehen ist. Danach wird dann – zu-

mindest in groben Zügen – die gesellschaftliche, 

besser vielleicht noch: die gesellschaftspolitische 

Relevanz einer arbeitnehmer*innen-orientierten 

Arbeitsforschung beleuchtet und illustriert, wie 

aus dieser Perspektive spezifische Zusammen-

hänge, Konzeptionen und Themenkomplexe in 

den Blick geraten. 

Arbeitnehmer*innen-orientierte Wissen-

schaft und Arbeitsforschung 

Tatsächlich ist der Begriff einer „arbeitneh-

mer*innen-orientierten Arbeitsforschung“ kei-

neswegs neu. Vor längerer Zeit, d.h. Ende der 

1970er, Anfang der 1980er Jahre, war bereits dar-

über diskutiert worden, ob es einer „arbeitnehmer-

orientierten Wissenschaft“ bedarf und wie eine 

solche Perspektive zu charakterisieren und zu be-

gründen sei (vgl. z.B. Katterle 1981). Die Befür-

worter*innen einer arbeitnehmerorientierten For-

schungsperspektive verwiesen in diesem Zusam-

menhang vor allem auf drei Prinzipien (Bosch et 

al. 1978, S. 658). Danach soll diese erstens „ihre 

Forschungsanstrengungen an den von Gewerk-

schaften artikulierten Interessen der Arbeitneh-

mer orientieren“ (Interessenbezug); zweitens 

„auch für Arbeitnehmer praktisch nutzbare Prob-

lemlösungsvorschläge erarbeiten“ (Praxisbezug); 

und drittens, um auf die Realisierung der zuvor 

„genannten Ansprüche“ in der alltäglichen Praxis 

hinzuwirken, enger mit den Gewerkschaften zu-

sammenarbeiten (Kooperationsbezug). Die Vor-

teile einer solchen Perspektive wurden darin gese-

hen, die eigenen normativen Präferenzen offen zu 

legen, jenseits der kapitalistischen Verwertungs-

logik neue Erkenntnisgegenstände zu erschließen 

und die betrieblichen Abläufe und Machtbezie-

hungen der öffentlichen Reflexion zugänglich zu 

machen (ebd., S. 661). 
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Die genannten Prinzipien schließen durchaus die 

kritische Auseinandersetzung mit der gewerk-

schaftlichen Interessenvertretung mit ein. Ebenso 

wurde versucht, den wissenschaftlichen Charakter 

einer arbeitnehmerorientierten Perspektive durch 

eine methodologische Grundlegung der For-

schung, also durch intersubjektiv nachvollzieh-

bare akademische Standards, Verfahren und Kri-

terien der Überprüfung der Befunde, zu begrün-

den. Dennoch ist die Konzeption einer „arbeitneh-

merorientierten Wissenschaft“ nicht nur auf Zu-

stimmung gestoßen, sondern auch scharf kritisiert 

worden. Die maßgeblichen Einwände lauteten da-

mals: dass in ihr die Mehrdeutigkeit des Interes-

senbegriffs nicht hinreichend reflektiert wird 

(Hedtke 1981, S. 575); dass die Betonung des Pra-

xisbezugs darauf hinausläuft, die übliche analyti-

sche Fokussierung auf „Ursache-Wirkungs-Be-

ziehungen“ durch politisch-normative „Ziel-Mit-

tel-Beziehungen“ zu ersetzen (ebd., S. 576); und 

dass die wissenschaftstheoretische Begründung 

der Perspektive inkohärent und vor allem durch 

wissenschaftspolitische Ziele motiviert ist. Ge-

mäß der Kritik ließen sich eine Interessenorientie-

rung und ein gleichzeitiger Objektivitäts- oder 

Wahrheitsanspruch nicht miteinander vereinbaren 

(ebd., S. 578f). 

Etwas vereinfacht und zugespitzt formuliert, be-

wegte sich die damalige Diskussion zwischen den 

Polen zweier konträrer wissenschaftstheoretischer 

Selbstverständnisse: auf der einen Seite befand 

sich das Selbstverständnis einer gesellschaftspoli-

tisch festgelegten „Standpunktwissenschaft“, und 

auf der anderen das einer „autonomen Wissen-

schaft“. Der Standpunktwissenschaft wurde vor-

geworfen, sich selbst politisch zu instrumentali-

sieren; dem Selbstverständnis einer autonomen 

Wissenschaft wurde entgegengebracht, dass eine 

Selbstverortung als autonome und damit ver-

meintlich „neutrale“ Wissenschaft, ihre Bezüge 

zu sozialen und ökonomischen Interessen, nicht 

                                                           
2 Als Beispiel hierfür könnte man große Teile der Betriebswirtschaftslehre nennen, die ihrerseits für sich keinen 
Interessenstandpunkt, sondern wissenschaftliche Objektivität in Anspruch nehmen, in ihren Konzepten jedoch vor-
nehmlich Fragen der betriebswirtschaftlichen Optimierung im Sinne der Unternehmensleitung nachgehen. 

zuletzt zu kapitalistischen Verwertungsinteressen, 

nicht reflektiere.2 Die wechselseitig vorgebrach-

ten Kritikpunkte sind keineswegs aus der Luft ge-

griffen. Gleichwohl bringen sie die Diskussion 

nur bedingt weiter. Wenn es heute darum geht, 

von einer „arbeitnehmer*innen-orientierten Ar-

beitsforschung“ zu sprechen, ist meines Erachtens 

anders anzusetzen; und zwar mit einer Perspek-

tive, die sich jenseits der beiden Pole von „Stand-

punktwissenschaft“ und „autonomer Wissen-

schaft“ verortet. Auf dem Weg hierhin sind gesell-

schafts- und erkenntnistheoretische Überlegungen 

entsprechend neu zu verknüpfen. 

Erkenntnis- und gesellschaftstheoreti-

sche Reflexionen 

Erkenntnistheoretisch aufschlussreich sind dabei 

nach wie vor ältere Schriften. Einen ersten Zugriff 

bietet die Konzeption der „erkenntnisleitenden In-

teressen“ von Jürgen Habermas (1991 [1968]). 

Dieser hatte Ende der 1960er Jahre, gegen den Po-

sitivismus gewendet, auf die Selbstreflexion des 

erkennenden Subjekts verwiesen und an der Frage 

nach dem Sinn von Erkenntnis festgehalten. Die-

ser Sinn erschließt sich für Habermas nicht ein-

fach aus den verwendeten Untersuchungsmetho-

den, also den Techniken einer systematischen 

Überprüfung zuvor entwickelter Hypothesen, 

sondern aus der Bereitschaft und Fähigkeit, wis-

senschaftliche Erkenntnis in Korrespondenz zu 

„objektiven Lebenszusammenhängen“ zu be-

trachten. Ganz allgemein lassen sich unterschied-

liche Formen oder Ausprägungen der Wissen-

schaft unterscheiden, denen dann jeweils spezifi-

sche Erkenntnisinteressen zugeordnet werden 

können (ebd., S. 234ff). Habermas zufolge sind 

die empirisch-analytischen Wissenschaften oder 

Naturwissenschaften eingebettet in die Lebenszu-

sammenhänge eines instrumentellen Handelns, 

was ein „technisches“ Erkenntnisinteresse impli-

ziert, das auf Verwertbarkeit zielt. Im Unterschied
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hierzu zeichnen sich die historisch-hermeneuti-

schen Wissenschaften, also Geisteswissenschaf-

ten, durch ein „praktisches“ Erkenntnisinteresse 

aus, das – eingebettet in Lebenszusammenhänge 

des kommunikativen Handelns – auf die Prozesse 

der Handlungsorientierung und Verständigung fo-

kussiert. Die Sozialwissenschaften können sich 

schließlich von den Natur- und Geisteswissen-

schaften dadurch abheben, dass sie aus einer ge-

sellschaftstheoretischen Perspektive zu einer 

Selbstreflexion der Wissenschaft befähigt sind. 

Auf der Grundlage einer vernünftigen Reflexion 

können sie sich an einem „emanzipatorischen“ Er-

kenntnisinteresse orientieren, das – als Ausdruck 

einer spezifischen Form des kommunikativen 

Handelns – die Befreiung des menschlichen Sub-

jekts anstrebt. 

Der relativ abstrakte Charakter dieser drei Aus-

prägungen wissenschaftlichen Denkens verweist 

darauf, dass erkenntnisleitende Interessen nicht 

gleichbedeutend sind mit wissenschaftlichen Fra-

gestellungen. Sie sind grundsätzlicher angelegt; 

und sie lassen sich erst dann bestimmen und re-

flektieren, wenn Erkenntnistheorie als Gesell-

schaftstheorie betrieben wird. Tatsächlich kon-

kurrieren nun aber unterschiedliche gesellschafts-

theoretische Konzeptionen und Überlegungen. 

Nicht selten sind diese auf einer – im Vergleich zu 

Habermas – deutlich niedrigeren Abstraktions-

stufe angesiedelt; vor allem dann, wenn sich die 

theoretischen Überlegungen auf einzelne sozial-

wissenschaftliche Teildisziplinen oder For-

schungsfelder, so etwa auch auf die Arbeitsfor-

schung, beziehen. Aber auch auf dieser niedrige-

ren Abstraktionsstufe sind die erkenntnisleitenden 

Interessen vor allem in Beziehung zu setzen zum 

„objektiven Lebenszusammenhang“ (ebd., S. 

153), in den die wissenschaftliche Forschung ein-

gebettet ist. Die wissenschaftlichen Kontroversen 

                                                           
3 Wenn man diese Charakterisierung nicht mitträgt, erübrigt sich eigentlich die Rede von einer „arbeitnehmer*innen-
orientierten Arbeitsforschung“. 

– zwischen wie innerhalb der wissenschaftlichen 

Teildisziplinen – reflektieren demzufolge maß-

geblich die Beschaffenheit und die Probleme des 

Untersuchungsgegenstandes; im Fall der Arbeits-

forschung: die der Organisation von Produktion 

und Arbeit. 

Diesen Ausführungen zur Folge ist demnach das 

Verhältnis von Wissenschaft und Gesellschaft – 

im Kontext der Tagung etwas enger gefasst: das 

Verhältnis von Wissenschaft und einer kapitalis-

tisch verfassten Arbeitsgesellschaft3 – genauer in 

den Blick zu nehmen. Hierbei ist davon auszuge-

hen, dass sich die wissenschaftlichen Diskurse re-

lativ autonom gemäß den Spielregeln des wissen-

schaftlichen Feldes entfalten. Diese Autonomie 

kann mit Pierre Bourdieu (1998) feldtheoretisch 

oder mit Niklas Luhmann (1990) systemtheore-

tisch begründet werden. Für Luhmann stützt sich 

die Autonomie auf die das Wissenschaftssystem 

charakterisierende Leitdifferenz bzw. den binären 

kommunikativen Code von wahr/unwahr. Dies 

schließt den Streit um Wahrheit, also konkurrie-

rende Wahrheitsansprüche also Objektivitäten im 

Plural durchaus mit ein; zumindest in den Sozial-

wissenschaften. Dieser Streit wird im Wissen-

schaftssystem selbst ausgetragen, diffundiert über 

die Öffentlichkeit letztlich aber auch in die ande-

ren Sphären der Gesellschaft – zumal die Funk-

tion des Wissenschaftssystems darin besteht, re-

flektiertes Wissen für diese anderen Sphären, in 

der Sprache der Systemtheorie: für andere soziale 

Systeme bereitzustellen. Auch die feldtheoreti-

sche Perspektive von Bourdieu stellt die Eigenlo-

gik, die spezifischen Spielregeln und Kriterien, 

der wissenschaftlichen Kommunikation heraus. 

Zugleich interpretiert die feldtheoretische Per-

spektive die akademischen Debatten aber auch als 

soziale Kämpfe, deren Verlauf durch außerwis-

senschaftliche Einflüsse und Erwägungen syste- 
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matisch beeinflusst wird.4 

Ungeachtet aller Autonomie sind die wissen-

schaftlichen Analysen und Diskurse letztlich also 

nicht ohne ihre gesellschaftlichen Kontexte und 

Referenzpunkte – in unserem Fall: die Operati-

onsweise der kapitalistisch verfassten Arbeitsge-

sellschaft – zu begreifen; und wenn wir davon 

ausgehen, dass die Analysen und Diskurse immer 

auch – explizit oder implizit – einen Zweck, eine 

Wirkung oder eine Botschaft haben und immer 

auch in Beziehung zu sehen sind zu den Macht- 

und Herrschaftsverhältnissen, die durch die Orga-

nisation von Produktion und Arbeit maßgeblich 

geprägt werden, sind letztlich auch die strukturell 

gegensätzlichen, partiell komplementären Per-

spektiven von Kapital und Arbeit mit in den Blick 

zu nehmen. Mit anderen Worten: Wenn also die 

Beziehungen von Kapital und Arbeit als gesell-

schaftlich bedeutsam angenommen werden, und 

wenn dies auch in den sozialwissenschaftlichen 

Debatten an deutschen und internationalen Hoch-

schulen so gesehen wird, dann ist es durchaus le-

gitim, wenn sich eine grundsätzlich als autonom 

verstehende Wissenschaft oder Arbeitsforschung 

als arbeitnehmer*innen-orientiert versteht und ein 

solches Selbstverständnis entsprechend reflek-

tiert. Es stellt sich sogar die Frage, ob sie dies 

nicht sogar muss, wenn sie den Anspruch einer 

kritischen, d.h. auf Emanzipation zielenden For-

schung hat, die Wissen zum Abbau oder zur Auf-

hebung von Macht- und Herrschaftsbeziehungen 

bereitstellen will. 

Um den Punkt deutlich zu machen: Die hier gezo-

gene Schlussfolgerung ist keineswegs neu. Sie 

charakterisierte bereits die früheren Begründun-

gen einer arbeitnehmer-orientierten Wissenschaft. 

Im Unterschied zu diesen ist die hier entwickelte 

                                                           
4 Aus einer systemtheoretischen Perspektive lassen sich diese externen Einflüsse und internen Machtkämpfe nur 
dann in den Blick nehmen, wenn von der Ebene der funktional differenzierten Gesellschaftssysteme auf die der 
Organisationssysteme (Hochschulen, Forschungsinstitute etc.) gewechselt wird (Bieling 2001). Dann werden ent-
gegen der Annahme einer autopoietischen Reproduktion nicht nur die externen Abhängigkeiten der wissenschaft-
lichen Praxis – durch die Finanzierung, die rechtlichen Rahmensetzungen, politische Vorgaben oder ethische De-
batten – erkennbar, sondern zugleich auch die organisationsinternen Machtbeziehungen zwischen den beteiligten 
Akteuren. Da die Luhmann’sche Systemtheorie keinen Begriff von Arbeit hat und die Prozesse im Wirtschaftssys-
tem allein durch den Markt und den binären Code von zahlen/nicht-zahlen bestimmt sieht, stößt sie für die hier 
betrachtete Thematik jedoch auch auf der Ebene der Organisationssysteme an gewisse Grenzen. 

Herleitung aber nicht standpunktwissenschaftlich 

fundiert. Gestützt auf die Konzeption der erkennt-

nisleitenden Interessen zeichnet sie sich vor allem 

dadurch aus, dass sie die wissenschaftliche Auto-

nomie als grundlegend betrachtet, hierbei im 

Sinne einer kritischen Wissenschaft zugleich aber 

reflexiv angelegt ist. Sie stützt sich auf gesell-

schaftstheoretische Konzeptionen, in denen sie 

selbst – oder allgemeiner: die Operationsweise 

des Wissenschaftssystems – vorkommt. 

Produktion, Arbeit und Gesellschaft 

Die Verwendung der Konzeption einer „arbeit-

nehmer*innen-orientierten Arbeitsforschung“ 

setzt also voraus, deren erkenntnis- und gesell-

schaftstheoretische Grundlagen und Bezüge wie 

auch deren Umsetzung in der konkreten For-

schungspraxis immer wieder zu überprüfen und 

zu überdenken. In der konkreten Forschungspra-

xis kehrt sich das Verhältnis von Wissenschaft 

und Gesellschaft dabei um. Das heißt, im Ver-

gleich zur erkenntnistheoretischen Herleitung ei-

ner besonderen Forschungsperspektive wird nun 

betrachtet, ob und inwiefern eine „arbeitneh-

mer*innen-orientierten Arbeitsforschung“ gesell-

schaftspolitisch relevant ist, also einen Beitrag 

dazu leisten kann, wichtige gesellschaftspoliti-

sche Fragen kritisch und produktiv zu untersu-

chen. Welche Aspekte dabei in den Fokus geraten, 

soll hier nun wenigstens stichpunktartig andisku-

tiert werden: 

Erstens lenkt die Konzeption der „arbeitneh-

mer*innen-orientierten Arbeitsforschung“ den 

Blick darauf, dass es sich bei den heutigen Ar-

beitsformen – ohne die Bedeutung der reproduk-

tiven Arbeit in den Familien oder der Gemein-

schaft geringschätzen zu wollen – vornehmlich 
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um Formen der Erwerbsarbeit handelt. Die Er-

werbsarbeit hat grundsätzlich einen zwieschläch-

tigen Charakter: Sie ist einerseits durch kapitalis-

tische Verwertungszwänge geprägt und eingebet-

tet in entsprechende Macht- und Herrschaftsbe-

ziehungen. In Marx’scher Diktion handelt es sich 

in dieser Hinsicht um abstrakte, Tausch- und 

Mehrwert schaffende Arbeit (Marx 1976 [1867]). 

Andererseits ist Arbeit in ihrer Qualität als leben-

dige und konkrete, Gebrauchswerte schaffende 

Arbeit zugleich aber auch Quelle der Selbstver-

wirklichung, Kooperation und Emanzipation. 

Diese Zwieschlächtigkeit ist heute nach wie vor 

bedeutsam. Allerdings wird seit einiger Zeit inten-

siv darüber diskutiert, ob und inwiefern die leben-

dige und konkrete, auf Autonomie und Selbstor-

ganisation ausgerichtete Arbeit entsprechend des 

Leitbildes des sog. „Arbeitskraftunternehmers“ 

für eine optimierte kapitalistische Verwertung 

nutzbar gemacht wird (Voss/Pongratz 1998); und 

in welchem Maße sich durch die Diffusion atypi-

scher Beschäftigungsformen und eine sozial-

räumliche Entgrenzung der Arbeit – zuletzt in Ge-

stalt des Homeoffice – die für die Arbeits- und Le-

benswelt charakteristischen sozialen Orientierun-

gen und Organisationsformen transformieren 

(Kleemann et al. 2019). 

Zweitens ist es wichtig, die sozialen Kämpfe um 

die Arbeitsbedingungen nicht nur unter strukturel-

len oder individuellen Gesichtspunkten zu erfas-

sen, sondern zugleich auch ihren gesellschaftspo-

litischen Charakter wahrzunehmen. Dies wird vor 

allem dann möglich, wenn berücksichtigt wird, 

dass Arbeit stets in spezifische soziale Beziehun-

gen, rechtliche Verhältnisse und Organisations-

strukturen – einige sprechen von „sozialen Pro-

duktionsbeziehungen“ – eingebettet ist. Um die 

Entwicklung dieser Einbettung wird politisch per-

manent gerungen: Auf der betrieblichen Ebene 

zwischen Belegschaften, Betriebsräten und Perso-

nalvertretungen und der Unternehmensleitung, 

wenn es um die Einhaltung oder Spezifizierung 

arbeitsrechtlicher Bestimmungen oder kollektiv-

rechtlicher Verträge geht; auf der überbetriebli-

chen Ebene, wenn etwa im Kontext von Tarifver-

handlungen diese Verträge ausgehandelt werden 

oder im Gesetzgebungsprozess neue Vorgaben 

zum Mindestlohn, zum Renteneintrittsalter, zur 

Ausweitung oder Begrenzung von Leiharbeit etc. 

verabschiedet werden. Mit Hilfe des in den 1980er 

Jahren am WZB Berlin entwickelten Konzepts der 

Arbeitspolitik lassen sich – gemäß der Differen-

zierung von Michael Burawoy (1979) zwischen 

„politics in production“ und „politics of produc-

tion“ – die überbetrieblichen Prozesse als konsti-

tutive Determinanten der Arbeitswelt in die Be-

trachtung mit einbeziehen (Jürgens/Naschold 

1984; Bieling 2012). Für die Arbeitsforschung ist 

es eine zentrale Frage, welche Akteure auf wel-

chen Ebenen bzw. in welchen Kontexten an die-

sem Kampf um die Gestaltung der sozialen Pro-

duktionsbedingungen mit welchen Intentionen 

beteiligt sind, wer sich jeweils durchsetzt und wie 

die Arbeitnehmer*innen diese Prozesse, also die 

Arbeitskonflikte, jeweils wahrnehmen. Nicht zu-

letzt geht es um eine Analyse der disziplinieren-

den und repressiven wie auch der progressiven 

und emanzipatorischen Impulse, die in diesen 

Kämpfen artikuliert werden. 

Drittens sind die soziale Positionierung – berufli-

che Stellung, Einkommen, soziale Absicherung 

etc. – und auch die Erfahrungen in der Arbeits-

welt, d.h. die erlebten Chancen auf Beteiligung, 

Mitsprache, Kooperation oder auch Ausgrenzung, 

gesellschaftspolitisch bedeutsam. Die Arbeitswelt 

strukturiert über ihre materiellen Verteilungsef-

fekte und Formen der sozialen Absicherung oder 

der Unsicherheit grundlegend die Lebenschancen 

von Individuen. Sie ist für die Entwicklung der 

gesellschaftlichen Sozialstruktur mithin elemen-

tar. Darüber hinaus sind die Erfahrungen im Beruf 

oder an der Arbeitsstelle – Menschen verbringen 

hier in der Regel einen Großteil des Tages – in ho-

hem Maße identitätsbildend; sie umschließen 

auch kulturelle, indirekt vermutlich auch poli-

tisch-kulturelle Komponenten. So können die Er-
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fahrungen in der Arbeitswelt Selbstbewusstsein o-

der aber Verunsicherung vermitteln, zu politi-

schem Engagement ermutigen oder aber desillusi-

onieren, nach dem Motto: Wenn ich schon im Un-

ternehmen nichts zu sagen habe, warum sollte dies 

dann in der Gesellschaft und Politik der Fall sein? 

Es liegt zumindest die Vermutung nahe, dass die 

Arbeitsforschung auch zur Analyse der Tenden-

zen der „Postdemokratie“ (Crouch 2008), also des 

kulturellen Selbstausschlusses und Rückzugs der 

Massen aus der Politik, und die Ausbreitung 

rechtspopulistischer Einstellungen, Stimmungen 

und Organisationsformen wichtige Beiträge lie-

fern kann (Sauer et al. 2018). 

Viertens sind die konkreten Arbeitsbedingungen, 

also die berufliche Qualifikation, Entlohnung, so-

ziale Absicherung, betriebliche Partizipation etc., 

nicht nur unmittelbar bedeutsam für die Arbeit-

nehmer*innen selbst. Sie wirken sich in der Regel 

auch auf die Qualität der erzeugten Produkte und 

bereitgestellten Dienstleistungen aus. Natürlich 

spielt das technologische Niveau der Produktion 

ebenfalls eine Rolle. Aber ein gewisser Zusam-

menhang zwischen der Qualität der Beschäfti-

gungsverhältnisse und einer qualitativ angemes-

senen oder hochwertigen Versorgung mit Res-

sourcen, Gütern und Dienstleistungen unter-

schiedlichster Art lässt sich nur schwerlich be-

streiten. Letztlich bestimmen die verfügbaren 

Produkte und Dienstleistungen in hohem Maße 

die Qualität des alltäglichen und gesellschaftli-

chen Lebens (Foundational Economy Collective 

2019). Uns werden diese Zusammenhänge häufig 

nur dann bewusst, wenn wichtige Dinge des All-

tags nicht funktionieren: also die Bahn aufgrund 

unzureichenden oder unqualifizierten Personals 

wieder einmal zu spät kommt, die Service-Leis-

tungen des Netzanbieters zu wünschen lassen, es 

keine gute Beratung von Fachverkäufer*innen 

gibt, der Zehn-Minuten-Haarschnitt misslungen 

ist, die zerbrechliche Versandware vom Spediteur 

einfach dahingeschleudert wird, das Pflegeperso-

nal im Krankenhaus keine Zeit hat, oder die Leh-

rer*innen in der Schule aufgrund fachlicher oder 

pädagogischer Defizite den Schüler*innen nichts 

beibringen. Die Liste der Beispiele bis hin zum 

Kauf fehlerhafter Produkte – nicht selten von Bil-

lig-Anbietern – ließe sich leicht verlängern. Aber 

auch ohne dies sollte deutlich geworden sein, dass 

die Ursachen für derartige Probleme häufig auch 

in fragwürdigen (prekären) Ausbildungs-, Pro-

duktions- und Arbeitsbedingungen zu suchen 

sind. 

Fünftens sind die Zusammenhänge zwischen Pro-

duktion und Arbeit auf der einen und dem gesell-

schaftlichen Alltag auf der anderen Seite auch 

fassbar, wenn es um Fragen der sozialökologi-

schen Transformation geht. Die alte Gegenüber-

stellung der Positionen, nach der man entweder 

bei sich selbst als Konsument beginnen solle – 

etwa durch den Umstieg vom Auto auf die Bahn, 

durch den Verzicht auf Flugreisen oder Fleisch-

konsum, eine Reduktion des Energieverbrauchs 

etc. –, oder allein die Politik und die Unternehmen 

die sozialökologische Transformation produkti-

onsseitig bewältigen sollen, hat sich zum Teil zu-

mindest aufgelöst. In den Diskussionen über die 

mehrschichtigen Ursachen des Klimawandels und 

eine entsprechende Transformationsstrategie wird 

verstärkt die Aufmerksamkeit auf das Zusammen-

spiel von Produktions- und Lebensweise gelenkt 

(Brand/Wissen 2017). In genau dieser Verknüp-

fung rücken nicht nur die Manager und Ingeni-

eure, sondern an vielen Stellen auch die Beschäf-

tigten in den Blick. Sie haben in zahlreichen – zu-

mindest in den mitbestimmungs-basierten – Un-

ternehmen durchaus Möglichkeiten, in der Ver-

zahnung betrieblicher und alltagsweltlicher Pro-

zesse die sozialökologische Transformation durch 

eigenständige Impulse voranzutreiben.  

Die hier skizzierten Untersuchungsfelder einer 

gesellschaftspolitisch relevanten „arbeitneh-

mer*innen-orientierten Arbeitsforschung“ sind 

keineswegs vollständig. Sie ließen sich mit Bezug 

auf laufende Transformationsprozesse – etwa die 

der (De-)Globalisierung, Finanzialisierung oder 

Digitalisierung – leicht erweitern. Die genannten 

Bereiche sollen vor allem veranschaulichen, dass 
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es im Verhältnis von Arbeitswelt und Gesellschaft 

zahlreiche Effekte einer wechselseitigen Struktu-

rierung, zumindest Beeinflussung gibt. Die von 

der Gesellschaft ausgehenden Effekte auf die Ar-

beitswelt lassen sich am besten mit dem Konzept 

der Arbeitspolitik – hier im Sinne der „politics of 

production“ –, einschließlich der auf die arbeits-

politischen Prozesse einwirkenden öffentlichen 

Debatten, fassen. Im Vordergrund stehen zumeist 

allerdings die Prozesse, die aus der Arbeitswelt 

und den sozialen Produktionsbeziehungen heraus, 

die gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsbe-

ziehungen beeinflussen. Es sollte hierbei deutlich 

geworden sein, dass sich eine Arbeits- und Gesell-

schaftsforschung, die sich als kritisch – im Sinne 

von macht- und herrschaftskritisch – versteht, 

nicht umhinkommt, nicht nur, aber doch auch eine 

arbeitnehmer*innen-orientierte Perspektive ein-

zunehmen; und zwar eine, die die ökonomische, 

soziale und zunehmend auch ökologische Situa-

tion und die Erfahrungen der Beschäftigten ernst 

nimmt und zum Gegenstand der eigenen Untersu-

chung macht. 
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Werner Schmidt 

Sozialintegration im Betrieb und Integration in der Gesellschaft 

Der Beitrag beschäftigt sich mit der Relevanz „betrieblicher Sozialintegration“ für die gesellschaftliche 

Integration am Beispiel von Beschäftigten unterschiedlicher Herkunft. Nachdem konstatiert wird, dass 

die sozialwissenschaftliche Forschung erhebliche Versäumnisse aufzuweisen hat, wird versucht, auf 

der empirischen Basis dreier Forschungsprojekte grundlegende Wirkungsmechanismen betrieblicher 

Sozialintegration zu erläutern. Dabei wird unter anderem auf die Konzepte der „pragmatischen Zusam-

menarbeit“ und des „betrieblichen Universalismus“ Bezug genommen. Unterschiede und Gemeinsam-

keiten zwischen Arbeitsmigration und Fluchtmigration werden hinsichtlich der betrieblichen Sozialin-

tegration angestellt. 

 

Integration in Arbeit, da sind sich Politik und Öf-

fentlichkeit weitgehend einig, ist ein wesentlicher, 

wenn nicht sogar der wichtigste Teil der gesell-

schaftlichen Integration. Wer jedoch daraus 

schließen würde, dass das Interesse groß ist, zu er-

fahren, wie soziale Integration im Betrieb eigent-

lich funktioniert, dürfte beim Blick auf den tat-

sächlichen Forschungsstand ziemlich enttäuscht 

sein.  

„Betriebliche Sozialintegration“, also insbeson-

dere die Frage, wie Menschen unterschiedlicher 

Herkunft im Betrieb miteinander auskommen und 

welche Faktoren dabei förderlich oder hinderlich 

sind, das war lange Zeit eigentlich nahezu kein 

Forschungsthema. Die Arbeits- und Industriesozi-

ologie interessierte sich zwar für Arbeit, aber sel-

ten für Migration und Integration. Migrationsfor-

schung hingegen interessiert sich eher wenig für 

Arbeit. Soweit zu Integration geforscht wird, geht 

es oft um Schule, Stadtteil oder Jugendzentrum, 

selten um Arbeit. Das Thema Integration im Be-

trieb ist sozusagen jahrelang ins Niemandsland 

zwischen den Disziplinen gefallen.  

Es wäre jedoch unfair, das Forschungsdefizit ganz 

allein der Forschung vorzuwerfen, denn das hat 

natürlich auch etwas mit der Forschungsförderung 

zu tun. Beim Thema „betriebliche Sozialintegra-

tion“ war Forschungsförderung nicht nur in Ba-

den-Württemberg zurückhaltend. Das For-

schungsvolumen hat sich nun in Reaktion auf die 

umfangreiche Zuwanderung von Flüchtlingen 

verbessert. Die Arbeitsmarktsituation und die be-

rufliche Ausbildung von Geflüchteten sind zu ei-

nem relevanten Forschungsthema geworden.  

Allerdings machte sich nun bei den Arbeitsfor-

schern der Mangel an Erfahrung mit dem Thema 

Migration bemerkbar. Häufig wurde implizit und 

unbeabsichtigt ein Begriff von Integration ange-

wandt, der dem alten Begriff der Assimilation 

ähnlich ist. Assimilation in diesem Sinne nimmt 

an, dass Integration dann funktioniert, wenn sich 

die newcomers anpassen, indem sie sich kulturell 

angleichen und fleißig die deutsche Sprache ler-

nen. Auch wenn der eigene Beitrag der Zugewan-

derten zur Integration natürlich wichtig ist – eine 

einseitige Integration allein der Migrantinnen und 

Migranten wurde in der Migrationsforschung je-

doch schon lange – und vollkommen zu Recht – 

für untauglich erachtet. „Sozialintegration“ kann 

auch im Betrieb nur dann funktionieren, wenn alle 

Beteiligten daran mitwirken. Um es an einem Bei-

spiel zu verdeutlichen: Dort, wo bei den Beschäf-

tigten oder im Management Ressentiments und 

rechte Strömungen ausgeprägt sind, da können 

sich Migrantinnen und Migranten noch so viel 

Mühe geben, soziale Integration wird dann nicht 

funktionieren. 

Beim Thema „betriebliche Sozialintegration“, die 

zum Kern gesellschaftlichen Zusammenhalts ge-

zählt werden darf, gibt es somit noch immer – und 

nicht nur in Baden-Württemberg – ein merkliches 

Forschungsdefizit. Man mag das angesichts der 
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Bedeutung, die dem gesellschaftlichen Zusam-

menhang in den letzten Jahren zugesprochen 

wird, kaum glauben. 

Immerhin ist es uns am F.A.T.K. gelungen, geför-

dert von der Hans-Böckler-Stiftung, zwei größere 

und ein kleineres Projekt durchzuführen, die sich 

mit der betrieblichen Sozialintegration von Men-

schen unterschiedlicher Herkunft beschäftigt ha-

ben. Allerdings verteilen sich die Projekte über ei-

nen längeren Zeitraum: 

– Ein erstes Projekt fand in den Jahren 2003 bis 

2005 statt und untersuchte drei Industriebetriebe. 

Es wurden knapp 50 Interviews und Gruppendis-

kussionen sowie drei schriftliche Beschäftigten-

befragungen durchgeführt (n=553) (Schmidt 

2006).  

– 2016 wurden in einem zweiten, kleineren Pro-

jekt in 12 Großunternehmen ergriffene Maßnah-

men zur betrieblichen Integration von Geflüchte-

ten betrachtet, also etwa Praktika oder Berufsvor-

bereitungskurse (Müller/Schmidt 2016). 

– In einem daran anschließenden, umfangreiche-

ren Projekt, das 2019 endete, wurde in Betrieben 

verschiedener Branchen 94 Interviews und Grup-

pendiskussionen mit Beschäftigen unterschiedli-

cher Herkunft geführt (Schmidt 2020 a/b).  

Basierend auf den Befunden dieser drei Projekte 

möchte ich nun wichtige Mechanismen skizzie-

ren, die der „betrieblichen Sozialintegration“ för-

derlich sind. 

Als ich damals mit den Studien begann, war ich 

positiv überrascht. Obwohl die Ressentiments und 

Vorurteile, die in der Gesellschaft vorkommen, 

natürlich auch bei Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern vorkommen, prägten Ablehnung und 

Diskriminierung die Praxis im Betrieb weniger als 

erwartet. Aussagekräftig sind die Worte eines Be-

schäftigten ausländischer Herkunft, der sich fol-

gendermaßen äußerte:  

„Wir sind alle schon ziemlich lange hier 

im Betrieb, gute zehn Jahre fast jeder, und 

da haben wir kein Problem.“ (Schmidt 

2006, S. 163) 

Damit sind zwei Faktoren genannt, die sich posi-

tiv auswirken können: erstens, die Begegnung an 

einem sozialen Ort und zweitens die Dauer der 

Begegnung. Anders als im Privatleben kann man 

einer Begegnung im Betrieb nicht entgehen. Und 

da im Interesse der Arbeitsplatzsicherung alle am 

Unternehmenserfolg interessiert sind und Störun-

gen vermieden wollen, versuchen die meisten aus 

pragmatischen Gründen freundlich miteinander 

umzugehen. Aus pragmatischer Freundlichkeit, 

an die man sich gewöhnt, und die ja auch mit 

nicht-intendierten Emotionen verbunden ist, wird 

dann allmählich Kollegialität. Jedenfalls meis-

tens. Und damit die Zusammenarbeit nicht ganz 

so schwierig wird, einigt man sich darauf, dass 

größere kulturelle und politische Unterschiede zur 

„Privatsache“ erklärt werden, die im Betrieb 

nichts zu suchen habe. Wir nennen das „Externa-

lisierung von Differenz“. 

Gerade Minderheiten liegt daran, Besonderheiten 

auszublenden, um sich nicht rechtfertigen zu müs-

sen. So erläutert ein Geflüchteter:  

„…am Arbeitsplatz, da gibt es überhaupt 

keine Habits [also Gewohnheiten oder Ei-

genheiten]. Wir müssen arbeiten. (…) 

Das ist die Normalität. Deine Habits? (…) 

Wenn du zur Arbeit gehst, lässt du deine 

Habits zuhause. Wenn wir dann zusam-

men sind, gibt es keine Unterschiede.” 

(aus dem Englischen) 

Begegnung, Zeitdauer, gemeinsame Zielverfol-

gung und Externalisierung von Differenz begüns-

tigen ein gewisses Maß an Kollegialität, die wir 

als „pragmatische Zusammenarbeit“ (Schmidt 

2006) bezeichnen. Der Mechanismus der „prag-

matischen Zusammenarbeit“ ist wichtig, aber kei-

neswegs hinreichend für eine funktionierende 

„betriebliche Sozialintegration“. Wichtig ist auch, 

dass für alle Beschäftigten eines Betriebes unab-

hängig von deren Herkunft dieselben Regeln gel-

ten, also bei gleicher Arbeit auch gleich bezahlt 

wird, dieselben Rechte bei der Vertretung der ei-

genen Interessen gelten, egal wo man herkommt, 
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und so weiter. Alle müssen denselben Rechtssta-

tus haben. 

Anders als in der Gesellschaft haben die Beschäf-

tigten im Betrieb unabhängig von Herkunft und 

Staatsbürgerschaft das aktive und das passive 

Wahlrecht zum Betriebsrat. Wichtig ist dabei 

auch, dass es einen anerkannten Kanal für die In-

teressenvertretung als Arbeitnehmerin bzw. Ar-

beitnehmer gibt, der nichts mit der Herkunft zu 

tun hat. Wer etwas erreichen will, muss sich in der 

Identität eines Arbeitnehmers artikulieren, nicht 

in der Identität seiner jeweiligen Herkunfts-

gruppe. Auch Tarifverträge unterscheiden nicht 

nach Herkunft. Es gelten sozusagen universelle 

Regeln. Da die Gültigkeit dieser Regeln jedoch an 

den Grenzen des Betriebes oder zumindest der Ar-

beitswelt endet, geht es um einen eingeschränk-

ten, „betrieblichen Universalismus“ (Schmidt 

2006).  

Natürlich gibt es Qualifikations- und Tätigkeits-

unterschiede, aber es macht einen großen Unter-

schied, ob diese auf der Basis einheitlich geltender 

Regeln zustande kommen, oder ob die Unter-

schiede erst durch ungleiche Regeln hervorge-

bracht werden. Regeln prägen das Verhalten un-

mittelbar, aber auch vermittelt über die Formie-

rung individueller und kollektiver Interessen, 

denn wechselseitige Anerkennung funktioniert 

nur dann gut, wenn sich Beschäftigte auf Augen-

höhe begegnen. Verliere ich durch Kontakte mit 

rechtlich weniger anerkannten, nicht gleichge-

stellten Außenseitern in meiner eigenen Her-

kunftsgruppe selbst an Anerkennung, dann wird 

wechselseitige Anerkennung zum ungleichen 

Tausch. Ungleicher Anerkennungstausch tritt 

etwa – um ein historisches Beispiel zu nehmen – 

dann auf, wenn sich Angehörige einer Herren- 

und einer Sklavenschicht wechselseitig anerken-

nen. Eine kategoriale Diskriminierung, wie die 

Unterscheidung von Herr und Sklave, zeigt ihre 

Wirkungen dann auch im alltäglichen Umgang. 

Abgrenzung und Ablehnung werden dann zu Mit-

teln, um eigene Abwertung zu vermeiden. Mitun-

ter auch zu einem Mittel, um sich selbst oder die 

eigene Herkunftsgruppe aufzuwerten.  

Die Effekte der „pragmatischen Zusammenar-

beit“, also der Kooperation bei gemeinsamer Ziel-

verfolgung im Arbeitsalltag, und der „betriebliche 

Universalismus“, die institutionalisierte Gültig-

keit universeller Regeln sowie die rechtliche Pri-

vilegierung herkunftsunabhängiger Interessenver-

tretung durch Betriebs- und Personalräte sowie 

Gewerkschaften, sind somit zentrale Bedingun-

gen für eine erfolgreiche betriebliche Sozialin-

tegration.  

Da der „betriebliche Universalismus“ jedoch so-

zial-räumlich begrenzt und sozusagen ein „Uni-

versalismus mit beschränktem Horizont“ ist, wei-

sen auch die positiven Effekte für Integration 

Grenzen auf. Eine Konsequenz ist, dass die Be-

schäftigten außerhalb des Betriebes oft nicht mit 

denselben Regeln und Praktiken konfrontiert wer-

den. Widersprüchliche Erfahrungen und kognitive 

Dissonanzen zwischen Betrieb und Gesellschaft, 

also zwischen Arbeit und Familie, Freundeskreis, 

Verein etc., sind deshalb verbreitet. Die erwähnte 

„Externalisierung von Differenz“ trägt ihrerseits 

ihren Teil dazu bei. 

Obwohl im Betrieb die Erfahrung der Begegnung 

und der Kollegialität gemacht und dadurch auch 

der gesellschaftliche Zusammenhalt gefördert 

wird, behält der „betriebliche Universalismus“ 

nicht immer die Oberhand gegenüber anderen 

Einflüssen. Mitunter dringen Ressentiments und 

Rassismus in den Betrieb ein und führen nicht nur 

zu kognitiven Dissonanzen bei Einzelnen, son-

dern begünstigen Spannungen und Konflikte zwi-

schen Herkunftsgruppen – etwa indem Alltags-

konflikte ethnisch gedeutet oder mit Reorganisa-

tions- und Standortfragen verbundene Ängste zu 

Anlässen ethnischer Abgrenzung und Konkurrenz 

werden. So besteht etwa in der Automobilindust-

rie die Gefahr, dass die nicht unbegründeten 

Ängste, die der Umbau hin zur Elektromobilität  
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hervorruft, von rechten Kräften auszunutzen ver-

sucht werden (vgl. auch Dörre 2020). 

Darüber hinaus hat sich die Arbeitswelt selbst ver-

ändert. Sozial-räumlich eindeutig abgrenzbare 

Betriebe sind heute nicht mehr selbstverständlich: 

Wiederkehrende Reorganisationsprozesse, Zulie-

ferer auf dem Werksgelände, Leiharbeit und Be-

fristungen unterminieren stabile betriebliche So-

zialbeziehungen. Außerdem sind Arbeit und Frei-

zeit oft nicht mehr so klar getrennt. Homeoffice 

und ständige Erreichbarkeit tragen dazu bei. 

Vor allem jedoch gibt es inzwischen Branchen, in 

denen sowohl Betriebsräte als auch Tarifverträge 

nur eine geringe Rolle spielen. In dieser – um es 

mit Wolfgang Schroeder (2014) zu sagen – „zwei-

ten“ und mitunter „dritten Welt der Arbeitsbezie-

hungen“ landen nun allerdings gerade viele Ge-

flüchtete. Dort setzen zwar das Mindestlohnge-

setz und das Allgemeine Gleichbehandlungsge-

setz – soweit diese nicht unterlaufen werden – ge-

wisse Mindeststandards, doch unter dem Einfluss 

rechter Ideologien können sich bei einer nur 

schwachen institutionellen Absicherung gleicher 

Regeln leicht kategoriale Unterscheidungen zwi-

schen Herkunftsgruppen und Ungleichbehand-

lung durchsetzen.  

Bei den in den Jahren 2015 und 2016 gekomme-

nen Geflüchteten stellt sich Integration generell 

ein wenig anders dar, da diese im Gegensatz zu 

Beschäftigten, die vor vielen Jahren nach 

Deutschland gekommen sind, noch nicht über 

eine langjährige Betriebszugehörigkeit verfügen. 

Ein Fortschritt der Sozialintegration bei Geflüch-

teten könnte somit lediglich eine Frage der Zeit 

sein, gäbe es nicht auch Unsicherheiten beim Auf-

enthaltsstatus, die Unterschiede beim rechtlichen 

Status auch im Betrieb begründen und von man-

chen zu kategorialen Gruppendifferenzen aufge-

blasen werden. Selbst in Industriebetrieben mit 

anerkannten Betriebsräten und geachteten Tarif-

verträgen scheinen sich manche Beschäftigte von 

Geflüchteten stärker abzugrenzen als von frühe-

ren Arbeitsmigrant*innen.  

Da jedoch viele der Geflüchteten jung sind und – 

anders als die früheren Arbeitsmigrant*innen, 

etwa die sogenannten „Gastarbeiter“ – sprachli-

che und berufliche Förderung und ehrenamtliche 

Unterstützung erhielten bzw. erhalten, schließlich 

unter ihnen auch etliche Akademiker*innen sind, 

besteht die Chance, dass viele bereits in der ersten 

Generation das Segment der Einfacharbeit verlas-

sen können. Eine weniger ausgeprägte Unter-

schichtung könnte deshalb mittelfristig negative 

Statuseffekte kompensieren und Sozialintegration 

erleichtern.  

Es gibt bei der Integration von Geflüchteten somit 

wegen der Förderung besondere Chancen, wegen 

aufenthaltsrechtlicher Unsicherheiten und der 

Angst vor Abschiebung aber auch besondere Ri-

siken. Die größten betrieblichen Integrationsprob-

leme liegen jedenfalls nicht bei den Geflüchteten, 

nicht einmal in den realen Sprach- und Qualifika-

tionsdefiziten, sondern in einem double-bind-

Kurs von Integration und Exklusion der Politik 

sowie rechten Diskursen. Dadurch werden für Ge-

flüchtete die Regeln des „betrieblichen Universa-

lismus“ unter Vorbehalt gestellt.  

Der skizzierte Mechanismus betrieblicher Sozial-

integration, den wir als „betrieblichen Universali-

smus“ bezeichnet haben, ist nicht nur für die be-

triebliche Sozialintegration, sondern auch für die 

gesellschaftliche Sozialintegration bedeutsam. 

Allerdings sind in den letzten Jahrzehnten die Vo-

raussetzungen schlechter geworden: Tarifverträge 

haben an Bedeutung verloren, die Gewerkschaf-

ten erlitten Mitgliederverluste. Eine Allgemein-

verbindlicherklärung von Tarifverträgen, die kon-

sequente Durchsetzung des Mindestlohns und 

eine Förderung der gesellschaftlichen Anerken-

nung der Gewerkschaften könnten wahrscheinlich 

helfen, um die Durchsetzung universeller Regeln 

in den Betrieben wieder zu stärken. Eine Verrin-

gerung der Rechtsunsicherheit bei Geflüchteten 

würde ebenfalls dazu beitragen, betriebliche und 

gesellschaftliche Integration zu fördern. Die Ge-

fährdungen der betrieblichen Sozialintegration 
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und des gesellschaftlichen Zusammenhalts sind 

heute erheblich. Wenn die Interessen und Aner-

kennungsanliegen der Beschäftigten weiter ver-

nachlässigt werden, dann dürfte dies dazu beitra-

gen.  

So wichtig und richtig unsere Befunde sind, wie 

betriebliche Sozialintegration im Einzelnen funk-

tioniert, wodurch sie gefördert oder gestört wird 

und so weiter, all das darf leider noch nicht als 

hinreichend erforscht gelten. Auch unsere eigenen 

Befunde müssen angesichts des allgemeinen For-

schungsstandes noch als vorläufig und als nicht 

hinreichend detailliert gelten. 

Gleichwohl können Politik und Gesellschaft drei 

hinreichend begründete Schlüsse ziehen: Erstens, 

es liegt auch im gesellschaftlichen Interesse, Maß-

nahmen zu ergreifen, die der betrieblichen Sozia-

lintegration förderlich sind. Zweitens können aus 

den betrieblichen Integrationserfahrungen 

Schlüsse gezogen werden, die auch für die Gesell-

schaft relevant sein dürften. Schließlich sollten 

sich sowohl die Forschung als auch die For-

schungsförderung dem wichtigen Thema der „be-

trieblichen Sozialintegration“ intensiver zuwen-

den. 
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Martin Schwarz-Kocher und Yalcin Kutlu 

Machtressourcen für Gute Arbeit im Digitalisierungsprozess 

Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten sind ambivalent. Neue 

digitale Technologien bieten einerseits Chancen für eine Humanisierung von Arbeit, andererseits ber-

gen sie auch Risiken für Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen. Es gibt unterschiedliche mögliche 

Entwicklungspfade und Szenarien (vgl. Hirsch-Kreinsen 2014, 2018; Kuhlmann 2015; Ittermann/Nie-

haus 2018). Die digitale Transformation ist wie jede neue Rationalisierungswelle umkämpft und die Ar-

beits- und Beschäftigungsbedingungen in einer digitalisierten Arbeitswelt werden sich „über interessen- 

und machtbasierte Verhandlungskompromisse herausbilden“ (Urban 2016: 22). Im Zentrum unseres 

Beitrags stehen die Einflussmöglichkeiten und Machtressourcen der Beschäftigten und deren Interes-

senvertretungen, um Digitalisierung arbeitsorientiert zu gestalten. 

 

Dabei möchten wir folgendermaßen vorgehen: 

Zunächst werden wir auf die Ausgangsituation in 

unserem Fallbetrieb eingehen und das Dilemma 

beschreiben, vor dem die Beschäftigten in diesem, 

aber darüber hinaus auch grundsätzlich bei be-

trieblichen Digitalisierungsprozessen stehen. In 

einem zweiten Schritt gehen wir auf die durchge-

führte Fallstudie ein und stellen unser empirisches 

Beispiel dar. Schließlich werden wir die erfolgrei-

che Einbringung der Machtressourcen der Be-

schäftigten für Gute Arbeit in den konkreten Di-

gitalisierungsprozess im Rahmen einer „interven-

tionsorientierten Fallstudie“ (vgl. Pflüger et al. 

2017; dies. 2010, S. 46-47) theoretisch zu fassen 

bzw. mit einem Rückgriff auf theoretische Über-

legungen deutend zu erklären versuchen.  

Das Dilemma 

Nun zur Ausgangssituation bzw. zum Dilemma, 

vor denen Beschäftigte bei der Einführung digita-

ler Technologien in ihren Betrieben stehen. Die 

Ausgangsfrage, mit der sich die Beschäftigten 

konfrontiert sehen, lautet: Lasse ich mich auf ei-

nen Veränderungsprozess ein oder nicht? Beteili-

gen sich Beschäftigte unvoreingenommen an der 

Entwicklung, Erprobung und Implementation der 

digitalen Konzepte, laufen sie Gefahr mögliche 

negative Folgen in Form von Arbeitsplatzverlust, 

Verschlechterung der Arbeitsbedingungen oder 

Dequalifizierung tragen zu müssen. Nutzen sie 

ihre Machtressourcen, um die Digitalisierungs-

projekte scheitern zu lassen, dann konterkarieren 

sie die Prozessverbesserungsziele. Damit verspie-

len sie die Chance, durch Digitalisierung ihre Ar-

beitsbedingungen zu verbessern und riskieren sin-

kende Wettbewerbsfähigkeit und Nachteile im 

Standortwettbewerb, was mittelfristig den eige-

nen Arbeitsplatz gefährden könnte. Das heißt, den 

Beschäftigten bleibt nur, die Digitalisierungspro-

zesse zu unterstützen und ggf. die Nachteile tra-

gen oder diese aufgrund der befürchteten Nach-

teile abzulehnen. In unserem Beitrag wollen wir 

anhand einer Fallstudie diskutieren, wie dieses 

Dilemma, vor dem die Beschäftigten in digitalen 

Veränderungsprozessen stehen, bearbeitet werden 

kann.  

Methode 

Unser Beitrag basiert auf Erkenntnissen einer „in-

terventionsorientierten Fallstudie“ (vgl. ebd.), die 

wir im Rahmen eines durch das BMBF geförder-

ten, anwendungsorientierten Forschungsprojektes 

durchgeführt haben. Im Betrieb wurden 23 leitfa-

dengestützte Interviews mit Beschäftigten, Ma-

nagement und Betriebsräten, zwei Arbeitsplatzbe-

obachtungen und drei Gruppendiskussionen in 

Beteiligungsworkshops mit Facharbeiter*innen 

durchgeführt. Aufgrund des intervenierenden Un-

tersuchungskonzeptes ist es wichtig, bei der Be-

wertung der Fallstudienergebnisse die eigene 
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Rolle der Forschenden im begleiteten Prozess zu 

reflektieren. 

Beschreibung des Fallbetriebs 

Bei unserem Fallbetrieb handelt es sich um ein 

mittelständisches Maschinenbauunternehmen. 

Der Fallbetrieb stellt hochgenaue metrische Mess-

Systeme und Messmaschinen her. Die Produkte 

werden in Kleinserien und hoher kundenspezifi-

scher Variantenzahl gefertigt. Ferner ist der Fall-

betrieb geprägt von Produkten hoher Komplexität 

und einer von Facharbeit dominierten Qualifikati-

onsstruktur (ca. 95 %). Trotz einer bestehenden 

Gruppenarbeitsvereinbarung und Gruppenentloh-

nung ist die Montagearbeit weitgehend in Einzel-

montageplätzen organisiert. Die Beschäftigten be-

sitzen ein ausgeprägtes Facharbeiter*innen-Be-

wusstsein, das sich aus ihrer beruflichen Qualifi-

kation und darüber hinaus auch aus Werten wie 

„Selbstverwirklichung, Fachkönnen, Verantwor-

tung, berufliche Gestaltungs- und Mitsprache-

möglichkeiten“ (Vester et al. 2007, S. 25) speist, 

die Raum für Kreativität und autonomes Arbeiten 

schaffen, um insgesamt gute Facharbeit mit hoher 

Produktqualität zu verbinden. Die Montageum-

fänge der einzelnen Arbeitsplätze liegen zwischen 

einigen Stunden und zwei Monaten. Aufgrund der 

zum Teil sehr geringen Wiederholrate einzelner 

Produkte gibt es nicht für alle Produkte und Ar-

beitsschritte aktuelle und ausführliche Arbeits- 

und Prozessdokumente. Ein Großteil des notwen-

digen Produktions- und Erfahrungswissens kon-

zentriert sich deshalb informell auf einzelne Mon-

tagebeschäftigte. Dies führt immer wieder dazu, 

dass bei Abwesenheit dieser Beschäftigten (Ur-

laub, Krankheit oder Verrentung) einzelne Ma-

schinen nicht, oder nur mit hohen Fehlerraten ge-

baut werden können, was wiederum Probleme bei 

der Liefertreue und Produktqualität verursacht. 

Außerdem ist der flexible Arbeitseinsatz der Be-

schäftigten in der Montagegruppe dadurch stark 

eingeschränkt. Zudem haben wir eine informelle 

Dokumentationskultur vorgefunden, bei der die 

Beschäftigten ihre Arbeitshinweise auf Doku-

mentationsausdrucke notieren, was dazu führen 

kann, dass aktuelle Konstruktionsänderungen spä-

ter nicht mehr erkannt werden.  

Der Lösungsansatz dieses anwendungsorientier-

ten Forschungsprojektes ist ein digitales Doku-

mentationssystem, in dem die Facharbeiter*innen 

ihr Erfahrungswissen auf einem Tablet in die Pro-

zessdokumente einarbeiten, das Dokumentierte 

laufend aktualisieren und für alle Beschäftigte zu-

gänglich machen. In selteneren Fällen werden ei-

gene, komplett neue Arbeitsdokumente erstellt, 

die jedoch einer Freigabe durch die Entwicklungs-

abteilung bedürfen. 

Ausgangsituation 

In den Vorgesprächen des Projektes wurde vom 

Forscher*innen-Team die Beteiligung des Be-

triebsrats als wichtiges Element einer kooperati-

ven Gestaltung eingebracht. Der Arbeitgeber war 

zwar skeptisch, ob der Betriebsrat bei der Ent-

wicklung einer digitalen Lösung substanzielle 

Beiträge zu leisten vermag, akzeptierte aber 

schließlich dessen Beteiligung am Projekt. Die 

Skepsis aufseiten der Betriebsrät*innen war deut-

lich größer. Eigentlich hatte der Betriebsrat be-

schlossen, an keinem Forschungsprojekt mit dem 

Arbeitgeber mehr teilzunehmen, weil die Erfah-

rungen aus Vorgängerprojekten gezeigt hätten, 

dass diese zu keiner tatsächlichen Veränderung 

bzw. Verbesserung der Arbeitssituation im Be-

trieb beigetragen hatten. Erst als das Forscher*in-

nen-Team in einer intensiven Debatte im Be-

triebsrats-Gremium verdeutlichen konnte, dass 

sich das Forschungsprojekt auch explizit zum Ziel 

gesetzt hat, die Arbeitsbedingungen der Beschäf-

tigten zu verbessern, war das Gremium zur Mitar-

beit bereit. 

Im Projekt-Kick-off nahmen Managementvertre-

ter*innen, Betriebsrat, zwei Meister und die Grup-

pensprecher der beiden Pilotgruppen teil. Bei die-

ser Veranstaltung wurden das Projektkonzept und 

die Vorgehensweise der „akteurszentrierten digi-



  

34 

talen Veränderungsprozesse“ vorgestellt. Dabei 

wurde die Grundthese vertreten, dass Digitalisie-

rungskonzepte immer dann erfolgreich die Ar-

beitsprozesse optimieren können, wenn dadurch 

aus der fachlichen Perspektive aller am digitali-

sierten Arbeitsprozess beteiligten Akteur*innen 

eine funktionale Verbesserung zu erwarten ist, 

und wenn alle beteiligten Akteur*innen diese als 

eine Verbesserung, oder zumindest keine Ver-

schlechterung ihrer persönlichen Arbeitssituation 

erleben. 

Dieser Ansatz erfordert vor der Entwicklung einer 

technischen Lösung eine umfangreiche Beteili-

gung unterschiedlicher Akteursgruppen zur mul-

tiperspektivischen Analyse der Problemlage und 

möglicher Lösungswege. Dieser umfassende Be-

teiligungsansatz war vom Management so nicht 

geplant, er war jedoch Teil der Intervention des 

Forscher*innen-Teams im Fallbetrieb. Die be-

troffenen, einzubeziehenden Akteur*innen waren 

in unserem Fall die Entwicklungsabteilung, IT-

Abteilung, Logistik, Montageleitung, Meister der 

Pilotgruppen, der Betriebsrat, die Gruppenspre-

cher und die Beschäftigten aus der Montage. 

Veränderung der Zielstellung des Projektes durch 

Kick-off: 

Schon im Kick-off des Projektes reklamierten die 

Betriebsrät*innen und Meister, dass das Haupt-

problem darin liege, dass die notwendigen Doku-

mente in unterschiedlichen technischen Systemen 

abgelegt seien und es keine einheitlichen Suchal-

gorithmen gebe. Daraufhin wurde die angedachte 

Zielstellung des Projektes, also eine technische 

Lösung, angepasst und ein bereits bestehendes 

Dokumentationssystem erweitert. Statt ein neues 

Dokumentationssystem einzuführen, sollte nun 

ein Frontend entwickelt werden, das bestehende 

Systeme integriert und den Monteur*innen nach 

Eingabe der Auftragsnummer alle relevanten Do-

kumente zur Verfügung stellt.  

Zweiter wichtiger Impuls des Forscher*innen-

Teams war eine Erweiterung des Beteiligungsge-

genstandes. In den von den Forscher*innen kon-

zipierten und geleiteten Beteiligungsworkshops 

wurden die Facharbeiter*innen aus der Montage 

explizit sowohl zu ihren fachlichen Kompetenzen 

aus ihrer funktionalen bzw. Organisationsrolle als 

auch zu ihrer persönlichen Interessenlage als 

Lohnarbeitende unter folgenden Fragestellungen 

beteiligt:  

– Was wäre für die Verbesserung der Prozesse aus 

Ihrer Sicht notwendig?  

– Welche Befürchtungen/Hoffnungen sehen Sie 

für Ihre eigene Arbeitssituation sowie die Entgelt- 

und Arbeitsbedingungen? 

In den Gestaltungsworkshops wurden dann die 

fachlichen Beiträge zu technischen und organisa-

torischen Lösungskonzepten in einem „sozialen 

Lastenheft“ gesammelt, integriert und Arbeitsge-

staltungskonzepte entwickelt, die einer Ver-

schlechterung der Arbeitsbedingungen entgegen-

wirken. Dabei stützten sich die meisten arbeitsor-

ganisatorischen Gestaltungsempfehlungen auf die 

Forschungsbefunde und zur Kompensation nega-

tiver Folgen für die Arbeitsbedingungen vorran-

gig auf Impulse aus dem Forscher*innen-Team.  

Die Beteiligung der unterschiedlichen Akteurs-

gruppen hat wesentlich zu einer erfolgreichen 

Umsetzung des Digitalisierungsprojekts beigetra-

gen. Wie schon erwähnt, ergab sich aus der Betei-

ligung der Montage-Beschäftigten eine komplette 

Neuausrichtung des geplanten Digitalisierungs-

projektes. Die nun entwickelte Frontend-Lösung 

wird von allen Akteur*innen als Fortschritt und 

Prozessverbesserung erlebt und auch umfassend 

genutzt. Außerdem führte der Ansatz, alle betei-

ligten Akteure mit zu integrieren dazu, dass sich 

die F&E-Abteilung zusätzlich ins Projekt einbrin-

gen konnte. Nachträglich wurde klar, dass ohne 

deren Beteiligung das geplante facharbeitsge-

stützte digitale Dokumentationssystem nicht rea-

lisierbar gewesen wäre. Und schließlich führte ein 

Test der digitalen Dokumentationstools durch die 

Facharbeiter*innen in der Zukunftsfabrik eines 
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Projektpartners dazu, dass der ursprünglich ge-

plante Einsatz von digitalen Datenbrillen durch 

eine Tablet-Lösung ersetzt wurde. Somit waren 

Monteur*innen und Betriebsrat auch an der Tech-

nik Auswahl beteiligt.  

Interessenlage der Beschäftigten im Be-

teiligungsprozess 

Die Hauptbefürchtungen der befragten Facharbei-

ter*innen aus der Montage vor der Umsetzung der 

digitalen Dokumentation bezogen sich auf die er-

wartete Entwertung ihres informellen Produkti-

ons- bzw. Erfahrungswissens. Es waren vor allem 

drei Aspekte, die von den befragten Facharbei-

ter*innen aus den zwei Pilotgruppen genannt wur-

den. So wird erstens eine Entwicklung hin zur 

Standardisierung und Reduzierung der Komplexi-

tät der Arbeitsaufgabe und, damit verbunden, sin-

kende Entgeltgruppen sowie eine schrittweise 

Dequalifizierung befürchtet. Ferner wird zweitens 

bei einer ausführlichen digitalen Dokumentation 

eine erhöhte Gefahr der Verlagerung der Monta-

gearbeit in Low-Cost-Countries benannt. Und 

drittens wird ein Statusverlust von Expert*innen 

hin zu ausführenden, standardisierten Tätigkeiten 

befürchtet. 

Auf Basis der empirischen Erhebungen und des 

Gestaltungsworkshops mit den Montagearbei-

ter*innen aus den Pilotgruppen hat das For-

scher*innen-Team arbeitspolitische Gestaltungs-

empfehlungen entwickelt, die die Prozessoptimie-

rungen durch die digitale Lösung nutzen, ohne die 

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen der Be-

schäftigten zu verschlechtern. Um diese Vor-

schläge zu implementieren, wurde ein Aushand-

lungsprozess zwischen Management und Be-

triebsrat durch das Forscher*innen-Team mode-

rierend begleitet. Als Ergebnis dieses Aushand-

lungsprozesses wurden die Tätigkeitsprofile 

durch die neuen Anforderungen der Dokumenta-

tionserstellung und -überarbeitung aufgewertet. 

Diese neue Anforderung wird nun durch eine Zu-

lage entlohnt. Ferner wurde eine Reaktivierung 

der Gruppenarbeit und Ausweitung der Rotations-

konzepte und damit eine Erweiterung der Tätig-

keitsumfänge sowie Kompetenzanforderungen 

beschlossen. Ein weiterer Punkt ist die Auswei-

tung der Selbststeuerung der Gruppen, und damit 

der Erhöhung der Handlungsspielräume der 

Gruppe im Arbeitsvollzug durch Einbindung in 

das Shopfloor-Management und die Übertragung 

von Selbststeuerungskompetenzen bei der Auf-

tragsabarbeitung. Der Versuch, den Verlage-

rungsängsten der Montagearbeiter*innen durch 

eine vom Betriebsrat geregelte Standortsicherung 

entgegenzuwirken, ist hingegen vorerst geschei-

tert. 

Damit kann festgehalten werden: Im Kontext des 

Forschungsprojektes und mit gestaltender und 

moderierender Unterstützung des Forscher*in-

nen-Teams ist es gelungen, das geplante Digitali-

sierungsprojekt an die reale Problemlage der Be-

schäftigten anzupassen. Gleichzeitig konnten die 

mit der Einführung verbundenen Befürchtungen, 

dass sich die Arbeits- und Beschäftigungsbedin-

gungen der Beschäftigten verschlechtern würden, 

in einen betrieblichen Aushandlungsprozess inte-

griert und bearbeitet werden. Insbesondere die 

Aktivierung der Selbstteuerungskompetenz in der 

Gruppenarbeit hat zu einer Verbesserung der Qua-

lität der Arbeitsbedingungen geführt. 

Theoretische Überlegungen 

Was könnten theoretische Erklärungen dafür sein, 

dass unser Vorgehen erfolgreich war? 

Warum besteht bei Digitalisierung management-

seitig ein besonderes Interesse an einer direkten 

Beteiligung der Beschäftigten? 

– Digitalisierungsprojekte werden nicht durch 

Anordnung eingeführt, sondern lösen einen um-

fassenden betrieblichen Anpassungs- und Aus-

handlungsprozess auf dem Shopfloor aus (vgl. 

Trinczek 2010). Dafür ist das Praxis- und Erfah-

rungswissen der Beschäftigten und ihre unterstüt-

zende Aneignung notwendig, damit aus dem Di- 
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gitalisierungsprojekt Arbeitspraxis wird. In der 

Phase der Informationsgewinnung geht es dabei 

um die Bereitschaft der Beschäftigten, ihr vorhan-

denes Erfahrungswissen (aktiv) preiszugeben. 

Malsch beschreibt die Rolle der Beschäftigten in 

diesem Zusammenhang als „Rohstofflieferant 

von Primärinformationen“ (Malsch 1987, S. 83) 

und somit wird „Selbstbeobachtung“ (Ebd., S. 79) 

Teil des Arbeitshandelns. Das Management ist auf 

die Preisgabe des Erfahrungswissens durch die 

Facharbeiter*innen und unterstützende Aneig-

nung der neuen digitalen Technologie und des 

Veränderungsprozesses angewiesen. Daraus er-

folgt eine funktionale Notwendigkeit der Beteili-

gung der Beschäftigten, welche wiederum den 

Beschäftigten Machtressourcen eröffnet. 

– Diese Machtressourcen können von den Be-

schäftigten sehr einfach zur Verhinderung von Di-

gitalisierungsprojekten, aber nur sehr schwer zur 

arbeitspolitischen Gestaltung genutzt werden. 

Auch die formale Beteiligung der Beschäftigten 

ist keine Garantie dafür, dass hier eine unterstüt-

zende Aneignung der Digitalisierungsprozesse in 

einem betrieblichen Aushandlungsprozess gegen 

gute Arbeitsbedingungen getauscht werden 

könnte. 

Unser empirisches Beispiel hat gezeigt, dass die-

ser Tausch in Beteiligungsprozessen möglich ist, 

dazu aber drei wesentliche Erweiterungen effizi-

enzorientierter Beteiligungskonzepte notwendig 

sind. Erstens müssen die Beschäftigten so frühzei-

tig beteiligt werden, dass sie noch Einfluss auf die 

konkreten digitalen Konzepte nehmen können. 

Zweitens muss der Beteiligungsgegenstand um 

die Dimension der Beschäftigteninteressen und 

ihrer Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 

erweitert werden. Und drittens braucht es arbeits-

politische Fantasie und Gestaltungsideen, um das 

Ziel der Verbesserung der Arbeitsbedingungen er-

reichen zu können. Diese Voraussetzungen 

wurden im Fallbetrieb wesentlich durch das For-

scher*innen-Team realisiert. Damit stellt sich die 

Frage, ob und wer im Betrieb nach Abschluss des 

Projekts deren Rolle übernehmen kann, damit die 

Machtressourcen der Beschäftigten für eine ar-

beitspolitische Gestaltung weiterhin eingesetzt 

werden können.  

Fazit 

Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass 

aus der sozialwissenschaftlichen Analyse der Ein-

schätzungen und Haltungen unterschiedlicher Ak-

teursgruppen zu einem konkreten Digitalisie-

rungsprojekt theoretische Erklärungsmuster der 

Interessenlagen und Handlungsorientierungen 

dieser Akteure abgeleitet werden konnten. Die 

Notwendigkeit einer Preisgabe des Erfahrungs-

wissens und einer interaktiv ausgehandelten An-

eignung der technischen und organisatorischen 

Veränderungen, scheinen Machtressourcen für ei-

nen strategischen Tausch von unterstützender An-

eignung gegen Berücksichtigung der Beschäftig-

teninteressen zu eröffnen. Wie gezeigt, bedarf es 

einiger methodischer Vorbedingungen, damit die-

ser Tausch in der direkten Beschäftigtenbeteili-

gung realisiert werden kann.  

Unsere Thesen lassen sich auf Grundlage ledig-

lich eines Fallbetriebs nicht empirisch gesättigt 

belegen. Vielmehr stellen sich im Anschluss wei-

terführende Forschungsfragen: Wo sind solche 

Beteiligungskonzepte wirksam geworden? Wer 

sind in diesen Fällen die Akteure, die die Rolle des 

Forscher*innen-Teams in unseren Beispielfall er-

setzen? Können die Treiber*innen/Träger*innen 

eines solch elaborierten Beteiligungsmodells Be-

triebsräte, Gewerkschaften oder ein progressives 

Management sein? Können gescheiterte Digitali-

sierungskonzepte auf Defizite im Beteiligungs-

konzept zurückgeführt werden?  
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Markus Hoppe und Ines Roth 

Digitale Arbeit beschäftigtenorientiert erforschen und gestalten 

Partizipative Ansätze aus der Forschungspraxis 

 

Arbeitnehmer*innen-orientierte Forschung sollte die Rolle von Beschäftigten im digitalen Umbruch stär-

ken und Lösungen entwickeln, mit denen sie zu Gestalter*innen ihrer Arbeits- und Lebenswirklichkeit 

werden können. Digitale Innovationen sind deshalb nicht nur als technologische Herausforderung zu 

betrachten. Vielmehr geht es darum, Beschäftigte als Akteure der Transformation zu „empowern“. Par-

tizipative Forschung trägt zur menschenzentrierten Gestaltung der Digitalisierung bei, indem betriebli-

che Realitäten nicht nur beobachtet, sondern aktiv beeinflusst werden. Ziel dieses Beitrags ist es, die 

Perspektive menschenzentrierter Technikgestaltung durch Beispiele aus der partizipativ angelegten 

Forschungspraxis der INPUT Consulting gGmbH zu stärken. 

 

Menschenzentrierte Technikgestaltung 

als Leitbild 

Die fortschreitende Digitalisierung hat weitrei-

chende Folgen für Beschäftigte. Während in 

quantitativer Perspektive Arbeitsplatzverluste und 

-gewinne differenziert nach verschiedenen Tätig-

keitsfeldern betrachtet werden, stehen in der qua-

litativen Perspektive die Effekte der Digitalisie-

rung im Hinblick auf zukunftsfeste Qualifikatio-

nen und Tätigkeitsinhalte im Vordergrund 

(Kaltenborn 2019). Arbeitnehmer*innen-orien-

tierte Forschung nähert sich den Herausforderun-

gen der Digitalisierung für Beschäftigte aus einer 

Perspektive, die den Menschen als handelndes 

Subjekt ins Zentrum des wissenschaftlichen Er-

kenntnisinteresses stellt und Beschäftigungswir-

kungen nicht nur als Resultat technologischer Ar-

tefakte betrachtet. In der aktuellen Debatte um die 

Gestaltung zukünftiger Arbeitswelten werden – 

insbesondere beim Thema Künstliche Intelligenz 

(KI) – Forderungen laut, die Technik menschen-

zentriert zu gestalten. Technik lässt sich verstehen 

als „Gesamtheit von Maßnahmen zur Herstellung 

und zum Gebrauch künstlicher Mittel für gesell-

schaftliche Zwecke“ (Brödner 2019, S. 71), „die 

aufgrund ihrer Form, Funktionalität und Fixie-

rung in verschiedenen Trägermedien zuverlässig 

und dauerhaft erwünschte Effekte hervorbringen“ 

(Rammert 2016, S. 12). Technik menschen-

zentriert zu gestalten heißt demnach, den (arbei-

tenden) Menschen ins Zentrum derartiger Bestre-

bungen zu stellen. Doch was bedeutet dies ge-

nauer?  

Vor dem Hintergrund zeitgenössischer Problem-

deutungen der fortschreitenden digitalen Trans-

formation der Arbeitswelt lässt sich der Eindruck 

gewinnen, dass die politische und bisweilen auch 

wissenschaftliche Verwendung des Terminus 

‚menschenzentriert‘ meist kaum hinterfragt damit 

endet, dass ‚der Mensch im Mittelpunkt‘ stehen 

müsse, ohne dies zu konkretisieren. Menschen-

zentriertheit gilt etwa für die Enquete-Kommis-

sion Künstliche Intelligenz des Deutschen Bun-

destags als Leitbild der Technikgestaltung 

(Deutscher Bundestag 2020, S. 28), nach dem sich 

KI-Anwendungen vorrangig am Wohl und der 

Würde des Menschen auszurichten und einen ge-

sellschaftlichen Nutzen zu erbringen haben. Der 

Einsatz menschenzentrierter KI-Systeme stärkt 

demnach die Selbstbestimmung des Menschen als 

Handelnden und wahrt seine Entscheidungsfrei-

heiten. Dies gelinge vor allem dann, wenn eine 

gute Balance zwischen den Bedürfnissen und In-

teressen von Beschäftigten und Arbeitgebern ge-

funden wird. Aus der Perspektive arbeitneh-

mer*innen-orientierter Forschung und Technik- 
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gestaltung reicht der Verweis auf ethisch-norma-

tive, ökonomische und technologische Kriterien 

jedoch nicht aus, da diese Aspekte für Beschäf-

tigte dem Kontext der Technikanwendung zuge-

hören. Um das Gestaltungspotenzial innovativer 

Technologien deutlich zu machen, ist vielmehr 

ein Verständnis erforderlich, das von einer sozia-

len Einbettung von Technik ausgeht. Dann wird 

ersichtlich, dass „alle Techniken als Projekte der 

Technisierung“ beginnen, die „von Menschen an-

gesichts konkreter Probleme in diversen Situatio-

nen erdacht und gemacht, kombiniert und auspro-

biert [werden]“ (Rammert 2016, S. 16-17). Inso-

fern sind Technologien im Arbeitskontext vor al-

lem Resultat sozialer Handlungen in konkreten 

Situationen. Deshalb kommt es auch darauf an, 

die Nutzung von Technik als soziale Situation im 

Unternehmen zu begreifen und diese zum Gegen-

stand arbeitnehmer*innen-orientierter Analyse 

und Gestaltung zu machen. 

Aus diesem Blickwinkel lässt sich ein Bild men-

schenzentrierter Technikgestaltung zeichnen, das 

an arbeitswissenschaftliche und industriesoziolo-

gische Debatten anschließt, die bereits Ende der 

1970er/Anfang der 1980er Jahre geführt wurden. 

Der menschenzentrierte Ansatz wurde damals als 

Alternative zu den bis dato dominanten technik-

orientierten Ansätzen, die in der Konsequenz de-

humanisierende Wirkungen auf Arbeit zeitigten, 

in die Debatte eingebracht (Rosenbrock 1989). 

Menschenzentrierte Technologien zeichnen sich 

dadurch aus, dass der Mensch zum einen nicht als 

‚Störfaktor‘ technologisch ablaufender Prozesse, 

sondern als auf berufliche Fähigkeiten (Können 

und Wissen, Flexibilität, Kreativität) gestützte 

Ressource betrachtet wird, und er zum anderen die 

Kontrolle über sowie die Verantwortung für den 

technologisch unterstützten Arbeitsprozess inne-

hat (Hancke et al. 1990). In dieser Lesart be-

kommt der Mensch nicht als „ausführendes Sub-

jekt“ von der Maschine oder einer Computertech-

nologie vorgegeben, was er zu tun hat, sondern er 

verfügt über die Kontrolle und übernimmt Verant-

wortung für seine Arbeit und die dafür notwen-

dige infrastrukturelle Ausrüstung. Mit dieser „Re-

naissance des Produktionsfaktors Mensch“ 

(Martin 1990, S. 91) erweitert sich der Blick weg 

von einer in aller Regel Top-down implementier-

ten Steuerungslogik, die das Ziel hatte, die 

menschliche, lebendige Arbeit zu ersetzen und 

dadurch kontrollierbar(er) zu machen. An deren 

Stelle trat eine ganzheitliche Betrachtung des 

Menschen im Arbeitsprozess, bei der eine partizi-

pative Gestaltung von Arbeitsabläufen erst die 

Voraussetzungen dafür schafft, dass das mensch-

liche Arbeitsvermögen in allen Phasen des Ar-

beitsprozesses als zentraler Produktivitätstreiber 

zur Entfaltung kommen kann (Menez et al. 2016). 

Der mit dem Leitbild einer menschenzentrierten 

Technikgestaltung verbundene Perspektiven-

wechsel umfasst demnach mehr als die unterneh-

merische Organisation von Arbeitsprozessen, 

sondern akzentuiert in besonderer Weise die Inte-

ressen von Beschäftigten als Akteuren gesell-

schaftlicher Teilhabe. Damit wird deutlich, dass 

menschenzentrierte Technikgestaltung über die 

Gestaltung der Mensch-Technik-Interaktion hin-

ausgeht, indem eine Neujustierung im Verhältnis 

von Mensch und Arbeit weg von der Arbeitstei-

lung hin zu einer ganzheitlichen Betrachtung an-

gestrebt wird. Dabei geht es nicht mehr vorrangig 

darum, den menschlichen Rhythmus auf die Ar-

beitsaufgabe abzustimmen, sondern „man ver-

sucht, Struktur und Inhalt der gesellschaftlich not-

wendigen Arbeit den menschlichen Fähigkeiten 

und Bedürfnissen anzupassen“ (Schröter 1994, S. 

275). Auch aktuelle arbeitswissenschaftliche Bei-

träge plädieren dafür, dass „die Arbeitsgestaltung 

nicht allein von der Technologie und der techni-

schen Machbarkeit bestimmt werden darf, son-

dern die Arbeitsgestaltung im Sinne der Arbeits-

wissenschaft ausgehend von den menschlichen 

Bedarfen und Möglichkeiten durchzuführen ist“ 

(Sträter/Bengler 2019, S. 243). Eine vom Men-

schen gedachte Arbeitsgestaltung gilt dabei ange-

sichts der Transformation der Arbeitswelt als 
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„Schlüsselvoraussetzung, damit die fortschrei-

tende Digitalisierung zu sicheren, gesunden und 

effizienten Arbeitssystemen führt“ (ebd.). Dazu 

bedarf es betrieblicher Voraussetzungen, zu de-

nen neben der Bereitstellung adäquater Qualifi-

zierungsmöglichkeiten auch ein Menschenbild in 

den Unternehmen gehört, das auf einem koopera-

tiven Verständnis von Mensch und Technik be-

ruht. 

Partizipative Forschung als methodische 

Antwort 

Die Darstellung der Prinzipien menschenzentrier-

ter Technologie zeigt, dass es in der Praxis darauf 

ankommt, technologische oder arbeitsorganisato-

rische Innovationen auch aus einer Beschäftigten-

perspektive zu gestalten. Für die arbeitnehmer*in-

nen-orientierte Forschung heißt dies, dass Be-

schäftigteninteressen sowohl methodisch als auch 

forschungsstrategisch Relevanz haben. For-

schungsprozesse sollten deshalb nicht allein aus 

der wissenschaftlichen Beobachterrolle heraus re-

alisiert werden, sondern die Selbstreflexion von 

Praktiker*innen über die sie betreffenden betrieb-

lichen Situationen sowie deren Veränderung sys-

tematisch einbeziehen. Ein solcher auf Partizipa-

tion basierender Forschungsansatz lässt sich als 

praxisorientierte Ergänzung arbeits- und indust-

riesoziologischer Fallstudienforschung verstehen. 

Wird der Forschungsprozess in der Fallstudien-

forschung explizit mit einem Gestaltungsan-

spruch verbunden, lässt sich von einer interven-

tionsorientierten Fallstudie sprechen (Pflüger et 

al. 2010, S. 6-7), wobei sich die Interventionen 

von Forschung auf betriebliche Praxis von Sensi-

bilisierungsmaßnahmen bis hin zu konkreten 

Maßnahmenvorschlägen auf der Grundlage von 

Forschungsbefunden erstrecken können.  

Bei der partizipativen Fallstudienforschung wird 

mit zwei gängigen Prinzipien von Wissenschaft-

lichkeit entsprechend dem Leitbild naturwissen-

schaftlicher Grundlagenforschung gebrochen 

(Sauer 2017, S. 258). Zum einen orientiert sich 

partizipative Forschung nicht an einem (einseiti-

gen) Hochhalten der Prinzipien Allgemeingültig-

keit, Objektivität und Ausdifferenzierung, die al-

lesamt idealtypisch einen hohen Grad an Abstrak-

tion, ein ausschließlich formal-logisches Vorge-

hen sowie eine strikte Abgrenzung gegenüber je-

der Form ‚praktischen Handelns‘ implizieren. 

Stattdessen gewinnen Prinzipien der Kontextsen-

sibilität, der Subjektgebundenheit und die Refle-

xion von Handlungspraxen an Relevanz. Zum an-

deren steht die partizipative Forschung im Wider-

spruch zur gängigen Vorstellung von Wissen-

schaftlichkeit, nach der die Praxis der wissen-

schaftlichen Tätigkeit nachgelagert und allenfalls 

als praktischer Vollzug wissenschaftlicher Er-

kenntnisse oder als ‚Testfall‘ bedeutsam sei. Die 

partizipative, gestaltungsorientierte Forschung 

setzt dagegen auf den „Einbezug der Praxis in den 

Forschungsprozess und das Zulassen von in und 

durch die Praxis generierten Erkenntnissen“ 

(Sauer 2017, S. 259). Partizipative Forschung hat 

somit einen konkreten, praxisrelevanten Anwen-

dungsbezug, der auch dadurch realisiert wird, dass 

den Beforschten angesichts der Betonung der 

Kontextbezogenheit, der Praxisnähe und des sub-

jektiven Erlebens eine Rolle als ‚Co-Forscher*in-

nen‘ zugeschrieben werden kann.  

Die partizipative Forschung ist verwurzelt in der 

„Aktionsforschung“ (Lewin 1946), bei der die 

Menschen, die an ihr teilhaben, mit ihren Perspek-

tiven, Lernprozessen und ihrer individuellen und 

kollektiven Selbstbefähigung im Mittelpunkt ste-

hen. Sie „ist damit nie ein rein akademisches Un-

terfangen, sondern immer ein Gemeinschaftspro-

jekt mit nichtwissenschaftlichen, gesellschaftli-

chen Akteuren“ (Unger 2014, S. 2). Partizipative 

Forschung lässt sich in Anlehnung an die Aktions-

forschung von folgenden vom Fachbereich Sozi-

alpädagogik der Hochschule Berlin von 1972 for-

mulierten Postulaten leiten (Sauer 2017, S. 260): 

– für die Problemauswahl sollten konkrete gesell-

schaftliche Bedürfnisse handlungsleitend sein, 
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– die Zielstellung der Forschung besteht nicht aus-

schließlich in der Überprüfung und Beantwortung 

eigener Aussagen und Fragestellungen, sondern 

ebenso im Eingriff in soziale Prozesse; 

– die im Forschungsprozess generierten Daten 

werden nicht isoliert betrachtet, sondern als Mo-

mente eines prozesshaften Ablaufs interpretiert. 

Dadurch gewinnen sie ihren Sinn auf der theoreti-

schen Ebene, indem sie stets mit dem realen Pro-

zess als Gesamtheit zusammengedacht werden, 

und erhalten ihre Relevanz auf der praktischen 

Ebene als konstitutive Momente weiterer Pro-

zessabläufe; 

– ein empirisches Feld wird als Gesamtheit be-

trachtet, in der nicht nach ausschließlich for-

schungspolitischen Überlegungen Variablen iso-

liert werden können; 

– Forscher*innen sollten ihre lediglich forschende 

Rolle zugunsten des Versuchs bewusster Einfluss-

nahme und einer entsprechenden Haltung zum 

Feld aufgeben; 

– die Beforschten sollten zu Partizipierenden im 

Gesamtprozess werden. 

Somit kann der arbeits- und industriesoziologi-

schen Fallstudienforschung ein ‚institutionalisier-

tes Desinteresse‘ für ausschließlich den ‚akademi-

schen Elfenbeinturm‘ tangierende Fragestellun-

gen zugeschrieben werden. Insbesondere bei der 

partizipativ orientierten Fallstudienforschung 

geht es deshalb darum, sowohl die betrieblichen 

Praktiker*innen in den Forschungsprozess als 

auch die Forschenden in die betriebliche Praxis 

einzubinden. Die Integration betrieblicher Prakti-

ker*innen in den Forschungsprozess kann etwa 

durch die explizite Zuschreibung von Expert*in-

nenstatus im Rahmen von Tätigkeitsbeobachtun-

gen oder Interviewverfahren realisiert werden, die 

Einbindung der Forschenden in die betriebliche 

Praxis dagegen in Form wissenschaftlich fundier-

ter Beratungsleistungen oder dem Versuch der ge-

meinsamen Gestaltung und Veränderung betrieb-

licher Praktiken und Strukturen durch Forschende 

und Praktiker*innen.

Partizipative Forschungsansätze in der 

Praxis 

Anwendungsorientierte, auf die Partizipation be-

trieblicher Akteure und insb. Beschäftigte set-

zende Forschungsprojekte zeichnen sich durch 

eine explizite Verbindung eines Erkenntnis- und 

eines Gestaltungsinteresses aus (Fricke 2010). 

Daraus leiten sich sowohl unterschiedliche Anfor-

derungen an die Arbeit der beteiligten Wissen-

schaftler*innen als auch an die Beteiligung der in 

den Prozess involvierten Praktiker*innen ab. 

Während es bei der Verfolgung des Erkenntnisin-

teresses darum geht, aus einer wissenschaftlichen 

Beobachterrolle heraus Informationen über die 

Funktionsweise einer Organisation (z.B. Betrieb) 

sowie zum Verständnis einer Situation (z.B. die 

Einführung einer neuen Technologie oder eines 

neuen Arbeitskonzepts) zu generieren, steht bei 

der Verfolgung des Gestaltungsinteresses die Ver-

änderung betrieblicher Praktiken im Vordergrund. 

Zudem trägt das erfahrungsbasierte Handlungs- 

und Gestaltungswissen betrieblicher Akteure 

dazu bei, dass diese in Kombination von wissen-

schaftlich fundierter Reflexion und Anleitung 

Handlungsfähigkeit aufbauen können. Aus einer 

arbeitnehmer*innen-orientierter Perspektive lässt 

sich damit zum Empowerment von Beschäftigten 

beitragen (Boes et al. 2020), was insbesondere bei 

der Bewältigung der digitalen Transformation in 

Unternehmen als erfolgskritischer Faktor gilt. In 

der Forschungspraxis der INPUT Consulting 

gGmbH ist dieser partizipative, auf die (Mit-)Ge-

staltung betrieblicher Praxis ausgerichtete For-

schungsansatz für eine Vielzahl von Projekten 

prägend, von denen drei konkreter vorgestellt 

werden. 

humAIn work lab – Menschenzentrierte Gestal-

tung Künstlicher Intelligenz in der Arbeit 

Zukünftige Arbeitswelten werden KI-basiert sein. 

Diese Prognose scheint unbestritten. Doch Auto-

matisierung und Substitution von Arbeit drohen, 

den arbeitenden Menschen im KI-getriebenen 
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Wandel abzuhängen. In einer sich stetig wandeln-

den Wirtschafts- und Arbeitswelt werden deshalb 

die zukünftigen Rollen in Gesellschaft und Unter-

nehmen stetig neu ausgehandelt. 

Das „humAIn work lab“ setzt dort an, wo der di-

gitale Wandel bereits spürbar wird – bei den Be-

schäftigten selbst. Der Fokus liegt deshalb auf der 

Frage, wie KI am Arbeitsplatz Arbeitsprozesse 

verbessern, die Arbeitsqualität der Menschen stei-

gern und ihre Handlungsfähigkeit erhöhen kann. 

Dazu ist die Partizipation der Beschäftigten im 

Sinne ‚echter‘ Beteiligung während des For-

schungs- und Gestaltungsprozesses und darüber 

hinaus in der weiteren Unternehmenspraxis zent-

ral. Beschäftigte sollen nicht nur informiert wer-

den, sondern beginnend bei der Selbstreflexion ih-

res Umgangs mit digitaler und KI-basierter Tech-

nik über die Ermittlung möglicher Handlungsfel-

der im Kontext der KI-Gestaltung bis hin zur Ent-

wicklung von Praxislösungen für eine menschen-

zentrierte KI in allen Projektphasen selbst mitbe-

stimmen und mitgestalten. 

 

 

Infobox: humAIn work lab – KI menschenzentriert gestalten 

– Gefördert durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Rahmen der Initiative 

Neue Qualität der Arbeit 

– Forschungspartner: INPUT Consulting, ISF München, ifaa 

– Unternehmenspartner: Deutsche Telekom Service GmbH, IBM Deutschland, Micaraa 

– Laufzeit: 09/20 bis 09/23 

– Methoden: Fallstudien; Experten- und Beschäftigteninterviews; Workshops mit betriebli-

chen Akteuren; betriebliche Praxislaboratorien 

– Materialien: Referenzsystem für den menschenzentrierten Einsatz von KI; KI-Kompass 

für KMU; digitale Toolbox 

www.humain-worklab.de 

 

 

MADAM – Mobile Arbeit wird digital, digitale Ar-

beit wird mobil 

Digitale Technologien verändern nicht nur die Ar-

beitsprozesse und Inhalte, sondern können bei 

entsprechender Anwendung die Kommunikation, 

Interaktion und Partizipation der Beschäftigten im 

betrieblichen Kontext verbessern. Zugleich eröff-

nen sie für Beschäftigte breitere Möglichkeiten 

für selbstbestimmtes Handeln sowohl in der Ar-

beit als auch hinsichtlich einer besseren Verein-

barkeit von Berufs- und Privatleben. Eine ‚Work-

Life‘-verträglichere Arbeitszeitgestaltung, abneh-

mende Präsenzkultur und ausgeweitete Optionen 

für ortsflexibles Arbeiten (z.B. im Homeoffice) 

sind Ansatzpunkte neuer Möglichkeiten, die Digi-

talisierung für Beschäftigte bietet. 

Ziel des Projekts MADAM ist es, die Digitalisie-

rung zu nutzen, um die Arbeitssituation der Be-

schäftigten bei den Leipziger Verkehrsbetrieben 

(LVB) zu verbessern. Konkret geht es darum, die 

Wertschätzung für den Fahrservice zu erhöhen, 

die Möglichkeit zum orts- und zeitflexiblen Ar-

beiten für Beschäftigte der administrativ-kauf-

männischen Bereiche zu erweitern und eine neue 

Lern- und Meetingkultur im Unternehmen zu 

etablieren. 
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Infobox: MADAM – Mobile Arbeit wird digital, digitale Arbeit wird mobil 

– Gefördert durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Rahmen der Initiative 

Neue Qualität der Arbeit 

– Forschungspartner: INPUT Consulting 

– Unternehmenspartner: Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) 

– Laufzeit: 11/18 bis 01/22 

– Methoden: Design Thinking und Scrum; Workshops mit betrieblichen Akteuren; Exper-

teninterviews; Schulungen; Beschäftigtenbefragungen; teilnehmende Beobachtungen 

– Ergebnisse/Materialien: Schulungskonzept zum Interviewertraining; digitale Toolbox; 

Handlungsleitfäden 

www.madam-leipzig.de 

 

 

 

AKTIV-kommunal – Arbeitsgestaltung für kom-

munale Unternehmen in digitalen Innovations- 

und Veränderungsprozessen 

Kommunale Energieversorger und damit auch 

Stadtwerke müssen sich aktuell vielfältigen Her-

ausforderungen stellen. Dazu zählen u.a. die Ener-

giewende, Dezentralisierung, Liberalisierung des 

Strommarktes sowie die rechtliche Entflechtung 

(vgl. Neumeyer 2018, S. 11-19). Nicht zuletzt las-

sen sich neue Ansprüche der jungen Generation 

von Fachkräften an Arbeit erkennen. Als Arbeit-

geber stehen Stadtwerke dabei unter hohem Wett-

bewerbsdruck, können als kommunale Energie-

versorger jedoch oftmals nicht dieselben Entgelte 

bieten wie privatwirtschaftliche Unternehmen. 

Umso relevanter sind daher innovative und indi-

vidualisierbare Arbeitsmodelle, die durch digitale 

Technologie ermöglicht werden. Sie bieten die 

Chance zur Steigerung der Arbeitgeberattraktivi-

tät – sowohl wenn es darum geht, neue Mitarbei-

ter*innen zu gewinnen als auch die bestehende 

Belegschaft zu binden. 

 

 

Infobox: AKTIV-kommunal 

– Gefördert durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen des Pro-

gramms „Zukunft der Arbeit“ 

– Forschungspartner: INPUT Consulting, Fraunhofer IAO, Universität Duisburg-Essen 

– Unternehmenspartner: Stadtwerke Heidelberg, Stadtwerke Konstanz, badenova 

– Laufzeit: 04/17 bis 03/20 

– Methoden: Workshops mit betrieblichen Akteuren; teilnehmende Beobachtungen; Exper-

ten- und Beschäftigteninterviews; Evaluationsgespräche 

– Materialien aus dem Projekt: Arbeitsbuch zu orts- und zeitflexiblem Arbeiten; digitale 

Toolbox; Beipackzettel für den betrieblichen Einsatz 

www.aktiv-kommunal.de; https://www.input-consulting.de/projekte/innovations-und-weiter-

bildungspartnerschaft.html 

 

 

http://www.aktiv-kommunal.de/
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Im Teilvorhaben „Innovative Arbeitsmodelle/Di-

gital Work“ der INPUT Consulting gGmbH 

wurde das Ziel verfolgt, den organisatorischen 

und kulturellen Rahmen sowie regulatorische Lö-

sungen für zeit- und ortsflexibles digitales Arbei-

ten unter Einsatz individualisierbarer Arbeitsmo-

delle bei den Stadtwerken Heidelberg (SWH) zu 

schaffen. 

Das Verhältnis von Partizipation und For-

schung in anwendungsorientierten Pro-

jekten 

Beteiligungsformen in anwendungsorientierten 

Projekten 

Über die Rolle von Beschäftigten in partizipativ 

angelegten Forschungsprojekten wird nicht nur 

über das Studiendesign entschieden. Die Formen 

der Beschäftigtenbeteiligung hängen maßgeblich 

auch von der Unternehmenskultur, der ausge-

wählten Beschäftigtengruppe und deren Arbeits-

organisation ab. Beteiligung bedeutet immer auch 

Zeitaufwand, den Beschäftigte neben ihrem All-

tagsgeschäft zu erbringen in der Lage sein müs-

sen. Dies kann in Tätigkeitsbereichen, in denen 

sie Einfluss auf die Arbeitszeit und die Verteilung 

der Arbeitsmenge haben, vergleichsweise gut ge-

währleistet werden, etwa in administrativen Be-

reichen. Herausfordernder wird es hingegen, 

wenn Beschäftigte in Schichtpläne eingebunden 

sind. Im Projekt MADAM war dies beim Fahrper-

sonal der Fall, in den Projekten AKTIV kommu-

nal und humAIn work lab betrifft dies Beschäf-

tigte der Callcenter des Kundenservice. Unterneh-

men, die im Grundsatz über eine offene, partizi-

pative Unternehmenskultur verfügen und in denen 

auch die betrieblichen Sozialpartnerbeziehungen 

auf einer Vertrauensbasis aufbauen, sind als Ana-

lyse- und Gestaltungsfälle partizipativer For-

schung besser geeignet als Unternehmen, die 

diese Anforderungen nicht erfüllen. 

Methodisch setzt eine menschenzentrierte Gestal-

tung von Arbeit fundierte Kenntnisse über die Ar-

beitsrealität der Betroffenen voraus. Tätigkeitsbe-

obachtungen erlauben nicht nur Einblicke in die 

Arbeitsinhalte, die Abläufe und Gestaltung der 

Tätigkeit, sondern auch in das soziale Umfeld am 

Arbeitsplatz. Sie schaffen zudem gegenseitiges 

Vertrauen und werden von den Beschäftigten als 

Zeichen der Wertschätzung wahrgenommen. For-

schende haben in der Regel eine stark fachlich-

theoretisch geprägte Sichtweise, die betriebliche 

Realitäten nur unzureichend abbilden kann. Mit-

hilfe von Beschäftigteninterviews kann es jedoch 

gelingen, dass Forschende und Beschäftigte 

gleichermaßen eine gemeinsame Reflexion der 

betrieblichen Situation vor dem Hintergrund wis-

senschaftlicher Erkenntnisse (etwa zu den Aus-

wirkungen der Digitalisierung auf Arbeitsbedin-

gungen) vornehmen können. Befunde, die aus Tä-

tigkeitsbeobachtungen und Beschäftigteninter-

views gewonnen werden, lassen sich als Informa-

tionsbasis für Gestaltungsaktivitäten in den be-

trieblichen Arbeitswelten nutzen. Dies können in-

terdisziplinäre, abteilungsübergreifende Work-

shops sein, in welche die betrieblichen Akteure 

nicht nur ihre praktischen Erfahrungen einbrin-

gen, sondern auch die Zielsetzung und die wich-

tigsten Handlungsfelder der Intervention im Un-

ternehmen mitbestimmen können. In der Praxis 

bewährt haben sich Design-Thinking-Prozesse 

(McCarthy/Wallace 2017) oder betriebliche Pra-

xislaboratorien, in denen Beschäftigte in interdis-

ziplinären Teams eigenständig praktische Gestal-

tungsansätze für ihre Arbeitswelt erproben (Boes 

et al. 2017). 

Die Rolle der Wissenschaft in anwendungsorien-

tierten Projekten 

Im Kontext von partizipativen Forschungs- und 

Gestaltungsprojekten kann auch die Rolle von 

Wissenschaft unterschiedliche Ausprägungen an-

nehmen. Das Projekt humAIn work lab ist 

dadurch gekennzeichnet, dass die Phasen der wis-

senschaftlichen Analyse und der betriebsprakti-

schen Gestaltung relativ klar voneinander abge-

grenzt sind. Folglich unterscheidet sich auch die 

Rolle der wissenschaftlichen Projektbeteiligten 

zwischen den Projektphasen. So ist die Analyse-
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phase maßgeblich durch wissenschaftliche Exper-

tise und Forschung bestimmt, mit dem Ziel, auf 

Basis von Expert*innen- und Beschäftigteninter-

views betriebliche Fallstudien zu erstellen. Ergeb-

nisse der wissenschaftlichen Analyse des Um-

gangs mit KI in Unternehmen sind die Entwick-

lung eines Referenzsystems zur Technikfolgenab-

schätzung, die Identifikation von Best-Practice-

Beispielen sowie die Identifikation potenzieller 

Handlungsfelder für betriebliche Praxislaborato-

rien. In der anschließenden, auf die Praxisgestal-

tung ausgerichteten Projektphase tritt die wissen-

schaftliche Rolle der Forschenden in den Hinter-

grund und wird abgelöst von einer Moderatoren- 

und Beraterrolle bei der Bearbeitung der arbeits-

wissenschaftlichen Implikationen des KI-Einsat-

zes in den Lab-Teams. 

Die Rolle von Forschung kann sich aber auch, wie 

die Projekte MADAM und AKTIV kommunal 

zeigen, auf die wissenschaftliche Begleitung par-

tizipativer Gestaltung in Unternehmen fokussie-

ren. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der inhaltli-

chen und methodischen Beratung und Unterstüt-

zung der betrieblichen Projektleitung und Teams. 

Dies erfolgt etwa durch die Vermittlung themati-

scher wissenschaftlichen Grundlagen zu orts- und 

zeitflexiblem Arbeiten, durch Methodenschulun-

gen zur Durchführung teilnehmender Beobach-

tungen und Interviewer*innen-Trainings. Bei der 

Evaluation der Projektfortschritte kann Wissen-

schaft fachliche Unterstützung leisten, beispiels-

weise durch Beratung bei der Durchführung von 

Beschäftigtenbefragungen und die Übernahme 

von Evaluationsgesprächen mit Projektteilneh-

mer*innen.  

Die wissenschaftlich-fundierte Auseinanderset-

zung mit den Anforderungen, Potenzialen und Ri-

siken betrieblicher Gestaltungslösungen (z.B. 

zum orts- und zeitflexiblen Arbeiten) kann weiter-

hin dazu beitragen, dass Risiken für Beschäftigte 

rechtzeitig erkannt und die positiven (Beschäfti-

gungs-) Wirkungen von Innovationen verstärkt 

werden. Eine formative Evaluierung betrieblicher 

Entwicklungsstände im Rahmen iterativer Pro-

zesse, die im Projekt AKTIV kommunal in Form 

regelmäßiger, persönlicher ‚Gesprächstage‘ der 

wissenschaftlichen Begleitung vor Ort im Unter-

nehmen realisiert wurde, erwies sich dabei als för-

derlich. Ergänzend kamen Evaluations- und Feed-

backtools für Beschäftigte zum Einsatz, wodurch 

die Wissensbasis zur Umsetzung der im Projekt 

entwickelten innovativen Arbeitsmodelle erwei-

tert wurde. 

Anwendungsorientiert arbeitende Wissenschaft-

ler*innen verfügen in der Regel über ein großes 

Netzwerk von Praktiker*innen. Gerade in Lern- 

und Experimentierraumprojekten kann der Wis-

senschafts-Praxis-Dialog hilfreich sein, um prak-

tische Anregungen und Ideen auszutauschen. Die 

Distanz zum Betrieb sowie das wissenschaftliche 

Fach- und Methodenwissen hilft zudem, das 

Transferpotenzial von Projektergebnissen zu er-

kennen und Projektmaterialien praxisorientiert 

aufzubereiten. 
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Werner Schmidt 

Abschlussworte zur Konferenz des Netzwerks Arbeitsforschung Baden-Würt-
temberg 

 

Ich möchte abschließend noch ein paar kurze An-

merkungen machen, keine allzu langen Ausfüh-

rungen. Man macht man sich ja eher unbeliebt, 

wenn man zum Schluss einer Tagung noch lange 

redet. Aber ein paar Punkte werde ich noch an-

sprechen. 

Zunächst möchte ich noch auf die Frage der Ad-

ressaten von arbeitnehmer*innen-orientierter Ar-

beitsforschung zu sprechen kommen. Catharina 

Clay sagte, auch die Politik müsse ein Adressat 

sein. Dem stimme ich zu. Wir sollten arbeitsori-

entierte Forschung, arbeitnehmer*innen-orien-

tierte Forschung nicht zu eng fassen. Also es geht 

selbstverständlich, und das ist ganz wichtig, um 

Fragen der Arbeitsgestaltung, um Gesundheitsfra-

gen, aber natürlich benötigt man Ressourcen, um 

in einem positiven Sinne umgestalten zu können. 

Und die Verfügbarkeit dieser Ressourcen ist in 

starkem Maße auch davon abhängig, ob es Tarif-

verträge gibt, ob es Akteure gibt, die Tarifverträge 

durchsetzen können, wie stark diese sind und so 

weiter. Deshalb ist es in meinem Verständnis – ich 

bin auch persönlich weniger sozusagen in der un-

mittelbaren Arbeitsgestaltungsforschung tätig – 

ganz entscheidend wichtig, wie Akteure ermäch-

tigt werden, um geeignete Rahmenbedingungen 

durchzusetzen. Die Frage der Gestaltung von 

Rahmenbedingungen muss zu einer vernünftigen 

arbeitnehmer*innen-orientierten Forschung na-

türlich dazugehören. Ansonsten kann man sich 

viel Wünschbares ausdenken, aber das wird dann 

tatsächlich nur so lange umgesetzt, wie es auch 

die Arbeitgeberseite akzeptiert. Um auch Dinge 

durchzusetzen, die sich nicht mit den Anliegen der 

Arbeitgeber decken, muss natürlich Aktivität ent-

wickelt werden. Deshalb sind die Gewerkschaften 

wichtige Adressaten der Arbeitsforschung, damit 

Befunde der Arbeitsforschung auch umgesetzt 

werden können. 

Wir brauchen sicherlich in gewisser Weise eine 

Förderung konkreter Projekte, wie sie Andrea 

Lindlohr angesprochen hat. Wir hatten jetzt aller-

dings bewusst nicht den Weg gewählt, zu sagen, 

wir wollen hier ein bestimmtes Forschungsprojekt 

und dafür fordern wir jetzt Geld, oder so ähnlich. 

Vielmehr waren wir der Auffassung, wir müssen 

das Konzept selber erst entwickeln. Wir sagen ja 

nicht, die arbeitsorientierte Arbeitsforschung für 

Baden-Württemberg kann schon alles. Wir sagen, 

sie kann zu wenig, denn auch sie braucht Ressour-

cen. Ohne Ressourcen geht es nicht. Ehrenamtli-

che Forschung bringt nur begrenzt etwas.  

Wir benötigen aber auch eine große Debatte, so 

wie Rainer Salm sagte, anknüpfend an die frühe-

ren Humanisierungsdebatten. Das wird natürlich 

nicht dasselbe sein, aber wir brauchen wieder eine 

Debatte über diese Themen. Es geht auch darum, 

dass die Interessen von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern wieder stärker zur Kenntnis ge-

nommen werden, auch in der Forschung. Auch 

Forschung bewegt sich natürlich nicht in einem 

luftleeren Raum, sondern wird beeinflusst vom 

Zeitgeist. Wenn der neoliberale Zeitgeist sehr 

stark ist oder war – er ist es, glaube ich, jetzt nicht 

mehr so ganz –, dann ist auch die Forschung stark 

davon beeinflusst. Doch wir sehen jetzt wieder 

eine gewisse Chance, dass es ein wenig in eine an-

dere Richtung gehen könnte. Dazu brauchen wir 

auch eine breite Debatte. Und an dieser Debatte 

kann Wissenschaft und muss Wissenschaft betei-

ligt sein, damit die Ideen nicht einfach so aus der 

Luft gegriffen sind.  

Martin Kuhlmann kommt beispielsweise aus ei-

nem Bundesland, in dem es schon länger eine re-

lativ solide und gründliche Forschung gibt, die 

besser ausgestattet ist, als wir es hier in Baden-

Württemberg kennen. Uns mangelt es in erster Li-

nie an Ressourcen für die angesprochene Art von 
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Forschung. Wir haben vor diesem Hintergrund die 

Form des Netzwerks gewählt, weil wir festgestellt 

hatten, dass die einzelnen Institute, die es hier bei 

uns in Baden-Württemberg gibt, alle nicht so stark 

sind, dass man gut begründet sagen könnte, wir 

fordern jetzt den Ausbau irgendeines bestimmten 

Instituts. Auch deshalb der Netzwerkansatz. Mit 

unserer Forderung geht es uns primär um die un-

mittelbare Förderung von Forschung, nicht um 

eine Geschäftsstelle (wonach in der Diskussion 

gefragt wurde). Eine Geschäftsstelle könnte viel-

leicht auch etwas helfen, aber in erster Linie geht 

es uns um die Forschung selbst, um ein For-

schungsprogramm – und selbstverständlich auch 

die öffentliche Debatte.  

Auf dieser Tagung ging es uns zudem um so etwas 

wie Selbstverständigung. Wir mussten zunächst 

das Netzwerk initiieren und damit beginnen, mit-

einander zu diskutieren, bevor wir als Forschung 

überhaupt artikulieren können, was wir eigentlich 

wollen und was wir fordern. Das ist in Baden-

Württemberg nun einmal nicht so klar, weil es 

zwar, wie wir während der Tagung gesehen ha-

ben, verschiedenste interessante Ansätze gibt, 

diese jedoch mehr oder weniger für sich arbeiten 

und erst durch dieses Netzwerk in einen stärken 

Austausch kommen. Einen gewissen Austausch 

gab es schon, aber in geringem Maße.  

Wir werden weitermachen mit dem Netzwerk Ar-

beitsforschung. und diese Tagung hat einen rele-

vanten Schritt zu dessen Entwicklung beisteuern 

können. Wir hatten Austausch. Wir traten das 

erste Mal auch öffentlich auf. Wir werden weiter-

machen und hoffen, dass es uns gelingt, die Arbeit 

des Netzwerks nachhaltig fortzuführen.  

Wir können allerdings in der momentanen Verfas-

sung des Netzwerks, weil die Arbeit mehr oder 

weniger ehrenamtlich erfolgt, nicht permanent 

Veranstaltungen durchführen. Ich könnte mir al-

lerdings vorstellen, dass wir etwa alle zwei Jahre 

eine größere Tagung durchführen und zwischen-

durch kleinere Workshops, beispielsweise zum 

Thema „Entwicklung der Automobilindustrie“, 

zum Gesundheitsbereich oder zu ähnlichen The-

men. Wir werden uns sicherlich in absehbarer Zeit 

wieder treffen. Wer bisher nicht beteiligt war, 

aber gerne mitwirken will, möge sich bitte mel-

den. Das Netzwerk ist kein abgeschlossener Kreis. 

Wir wollen somit beides: Wir wollen eine Debatte 

und wir wollen Unterstützung organisieren. Wie 

wichtig auch die Debatte unter den Forschenden 

ist, das haben wir bei unserem ersten Workshop 

gemerkt, den wir letztes Jahr durchgeführt hatten. 

Wir müssen tatsächlich auch selbst als einschlä-

gige Wissenschaft hier in Baden-Württemberg 

erst richtig ins Gespräch kommen, weil die Erfah-

rungen im Alltag, unter den Zwängen, unter denen 

die in Baden-Württemberg nicht besonders stark 

geförderten Institute arbeiten müssen, unter den 

Zwängen, unter denen Arbeiten immer auch einen 

Nutzen für Betriebe erbringen müssen, ein etwas 

grundsätzlicheres Nachdenken manchmal natür-

lich behindern. Für gründliche wissenschaftliche 

Reflektion bedarf es der Zeit und der Forschungs-

förderung. Und um hierbei voranzukommen, hof-

fen wir auch weiter auf eine Unterstützung des 

DGB und der Gewerkschaften, auch wenn selbst-

verständlich gilt, was Martin Schwarz-Kocher in 

der Podiumsdiskussion zurecht gesagt hat, dass 

Forschung keine Interessenvertretung ist.  

Wir forschen, aber wir haben natürlich ein Er-

kenntnisinteresse. Und das Erkenntnisinteresse 

kann und soll bei arbeitnehmer*innen-orientierter 

Forschung durchaus darin bestehen, herauszube-

kommen, wie es besser werden kann für die Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Manches 

weiß man schon, aber man weiß keineswegs alles. 

Wo es mit der Digitalisierung, nur um ein Beispiel 

zu nehmen, letztlich hinläuft, weiß niemand so ge-

nau. Wie es mit der gewünschten Transformation 

der Automobilindustrie wirklich ausgeht, ist 

ebenfalls nicht klar. Wenn jetzt rechte Strömun-

gen in Betriebe eindringen, wie weit untergräbt 

das, gerade vor dem Hintergrund von Plattfor-

mökonomie und ähnlichen Entwicklungen, die 

betriebliche Sozialintegration? Auch das weiß 
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man nicht wirklich. Also, man weiß schon einiges, 

in Baden-Württemberg, so hat es den Anschein, 

bei diesen Themen noch ein bisschen weniger als 

woanders, aber es gibt gleichwohl eine riesige Pa-

lette offener Forschungsfragen. Vor allem, wenn 

wir uns darum bemühen, Entwicklungen auch ein 

wenig im Zusammenhang und insgesamt zu ver-

stehen.  

Ich will jetzt tatsächlich zum Schluss kommen. 

Ich hoffe, dass wir uns alle oder zumindest viele 

von uns in absehbarer Zeit auf einer Tagung in der 

realen Welt treffen können. Online ist es auch 

ganz nett, aber, wenn man mal zwischendurch zu-

sammen einen Kaffee trinken und dabei ins Ge-

spräch kommen kann, das bringt doch schon noch 

Vorteile. Ansonsten danke ich allen Mitwirken-

den, allen die referiert haben, die am Podium teil-

nahmen, die sich im Hintergrund um die Technik 

gekümmert haben, die moderiert haben. Allen sei 

gedankt im Namen des Netzwerks.  

 



 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


